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Braunſchweig. 


We Herzogthum Braunſchweig hat ſeit einigen Jahren den zweifelhaften 
Vorzug, zu den „intereſſanten Ländern“ gezählt zu werden. Man 
beſchäftigt ſich mit ihm mehr, als ſeiner eigenen politiſchen Bedeutung ent⸗ 
ſpricht, weil in ihm Verhältniſſe ſich abſpielen und Fragen zur Erörterung 
gelangen, die weit über ſeine Grenzen hinaus von Bedeutung ſind. Wenn 
deshalb die Aufforderung an mich herantritt, über dieſe Dinge mich zu äußern, 
ſo finde ich Das ganz begreiflich; glauben doch naturgemäß die ferner 
Stehenden bei den Nächſtbetheiligten die beſten Aufſchlüſſe erhalten zu können. 
Und doch iſt dieſe Hoffnung trügeriſch. Denn worüber ſollten die Landes⸗ 
einwohner beſſer unterrichtet fein als andere Leute? Ueber die Stimmung 
im Lande und die Wünſche der Bevölkerung, — ja, darüber haben ſie ein 
Urteil, aber leider ſind Das Faktoren, die für die Frage, was geſchehen wird, 
kaum in Betracht kommen. Vielleicht wird man es in ſpäteren Jahrhunderten 
wunderbar finden, daß nicht über die Geſtaltung ſeines Schickſals in erſter 
Linie das Land ſelbſt zu entſcheiden hat; aber heute ſtehen wir noch auf der 
Entwickelungſtufe, daß das Land nur als Objekt von widerſtreitenden Rechts⸗ 
anſprüchen und Intereſſen in Betracht kommt. Das, worüber ich Auskunft 
geben kann, iſt alſo nicht die Zukunft, ſondern die Gegenwart. Aber um ſie 
zu verſtehen, muß man auch die nächſte Vergangenheit in Betracht ziehen; 
und da deren Ereigniſſe den Nächſtbetheiligten beſſer in Erinnerung zu ſein 
pflegen als dem großen Publikum, ſo glaube ich, hier in der That einen 
Vorzug zu beſitzen und in der Lage zu ſein, die Kenntniß der Leſer dieſes 
Blattes zu bereichern. 

Wer die Zeit ſeit 1870 als urtheilsfähiger Menſch mit erlebt hat, 
muß ſich wirklich ganz feltfam berührt fühlen, wenn er die heutigen politischen 
Verhältniſſe in meinem lieben Heimathlande mit den vor etwa dreißig Jahren 
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beſtehenden vergleicht. Damals galten die Begriffe nationalliberal und politiſch 
urtheilsfähig, ja faſt auch bürgerlich ehrbar, fo ziemlich als gleichbedeutend. 
Daß in einem der drei Reichstagswahlkreiſe ein anderer als ein national⸗ 
liberaler Kandidat gewählt werden könnte, ſchien ſo völlig ausgeſchloſſen, daß. 
die Geſammtkoſten einer Reichstagswahl für alle drei Kreiſe ſich auf die Aus⸗ 
lagen für ein Inſerat im „Tageblatt“ beſchränkten, in dem das Wahlkomitee 
die Namen der aufgeſtellten Kandidaten bekannt gab. Freilich verfügte in 
der Hauptſtadt die Sozialdemokratie über einige Tauſend Stimmen, aber 
gegenüber der geſchloſſen auftretenden Bürgerſchaft konnte ſie an einen Er⸗ 
folg nicht denken; und in den anderen beiden Kreiſen erfolgte die Wahl meiſtens 
annähernd einſtimmig. Den erſten Stoß erlitt dieſe unbedingte Herrſchaft 
der nationalliberalen Partei durch die Spaltung im Jahre 1881; und 1884 
war bereits die Erbitterung unter den feindlichen Brüdern ſo groß geworden, 
daß im erſten Kreiſe bei der Stichwahl ein Theil der Sezeſſioniſten für den 
Sozialdemokraten ſtimmte und ihm zum Siege verhalf. Seitdem iſt durch 
das Aufkommen der agrariſchen und der welfiſchen Bewegung die politiſche Lage 
immer verworrener geworden; und bei der letzten Wahl wurden nicht allein zwei 
Sozialdemokraten gewählt, ſondern der dritte Abgeordnete iſt ein Kompromiß⸗ 
kandidat, der freilich auch von nationalliberaler Seite unterſtützt wurde und 
erklärt hat, der Fraktion als Hoſpitant beitreten zu wollen, der aber zugleich 
eingeſchriebenes Mitglied des Bundes der Landwirthe und der Welfenpartei 
iſt. Das nationalliberale Programm iſt ja elaſtiſch genug, um ſolche politiſche 
Monſtroſitäten zu geſtatten. 

Wenn ich von „der“ Welfenpartei ſprach, ſo iſt Das etwas ungenau, 
denn es giebt nicht eine Partei dieſer Art, ſondern zwei ſolche. Beide ſtanden 
einander ſogar bis vor Kurzem nichts weniger als freundlich gegenüber, wie 
ſchon daraus hervorgeht, daß bei der letzten Wahl dem ſchließlich gewählten 
welfiſch⸗nationalliberal⸗bündleriſchen ein echt welfiſcher Kandidat entgegen⸗ 
geſtellt wurde. Dieſe beiden Richtungen auseinanderzuhalten, iſt durchaus 
nöthig, wenn man die hieſigen Verhältniſſe richtig würdigen will. 

»Die erſte der beiden Gruppen hat ſich um die von ihr herausge⸗ 
gebene Wochenſchrift „Brunonia“ geſammelt und wird deshalb in Ermangelurg 
eines anderen anerkannten Namens regelmäßig nach ihr genannt. Ihre An⸗ 
hänger ſtehen durchaus auf dem Boden der Ereigniſſe von 1866 und wollen 
ein geeinigtes ſtarkes Deutſchland unter Preußens Führung. Sie feiern die 
Geburtstage ſowohl des Kaiſers als des Herzogs von Cumberland und beim 
Tode Bismarcks brachte ihr Blatt einen Artikel, in dem das Verdienſt des 
Verſtorbenen um die nationale Wiedergeburt Deutſchlands geprieſen wurde. 
Ihre einzige welfiſche Forderung iſt die Rückkehr des Herzogs von Cumber⸗ 
land auf den Thron und die Beſeitigung der ihm bisher entgegengeſetzten 
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5 Hinderniſſe; als Weg dazu betrachten ſie eine Verſtändigung zwiſchen dem 
Kaiſer und dem Herzog. Weſentlich anders iſt die Stellung der „Landes⸗ 
rechtspartei“. Auch fie freilich will das Deutſche Reich erhalten ſehen, aber 
nicht in der jetzigen Form, ſondern ihr Ideal iſt ein föderaliſtiſches Groß⸗ 
deutſchland, möglichſt unter Einſchluß Oeſterreichs, ja, ihr maßgebender geiſtiger 
Führer erklärte mir noch neulich, daß der alte Bundestag vor der jetzigen 
Verfaſſung Deutſchlands weitaus den Vorzug verdiene. Allerdings hat auch 
dieſe Richtung nicht die Rückgängigmachung der Ereigniffe von 1866 un⸗ 
mittelbar in ihr Programm aufgenommen und ihr Vorſtand hat mich vor 
längerer Zeit, als ich behauptet hatte, daß ſie die Wiederherſtellung des König⸗ 
reiches Hannover verfolge, öffentlich dahin berichtigt, daß die Partei freilich 
mit den hannoverſchen Welfen ſympathiſire, ſich aber nicht mit ihnen decke, 
vielmehr ihre Wirkſamkeit auf das Herzogthum Braunſchweig beſchränke. Man 
wird mir zugeben, daß dieſer Unterſchied zu fein iſt, um in weiteren Kreiſen 
Verſtändniß zu finden. 

Man ſollte denken, daß bei einem ſo ſcharfen Gegenſatz beider 
Richtungen von einer gemeinſamen Wirkſamkeit kaum die Rede ſein könne; 
und in der That hatte ſich die Feindſchaft vor einem halben Jahr fo zu⸗ 
geſpitzt, daß maßgebende Brunonen ernſthaft einen offenen Bruch mit 
der Landesrechtspartei und deren Bekämpfung bei den Wahlen ins Auge 
faßten. Da iſt denn als Retterin in der Noth die Regirung eingetreten, 
indem ſie — wie man wohl annehmen darf, auf preußiſchen Einfluß hin — 
alle Staats-, Gemeinde: und Kirchenbeamten ohne Unterſchied zum Austritt 
aus den „vaterländiſchen Vereinen“ zwang und dadurch die Kraft der erwähnten 
nationalen Strömung lähmte, denn naturgemäß fand diefe gerade in den 
Beamtenkreiſen ihren Stützpunkt. Seit ihrer Fernhaltung ſind deshalb die 
Brunonen immer mehr in die radikalere Richtung hineingetrieben worden 
und in neueſter Zeit werden ernſthafte Verſuche gemacht, die Verſchmelzung 
beider Parteien herbeizuführen. 

Uebrigens muß zugeſtanden werden, daß, auch abgeſehen von dieſem Erfolg 
der Regirungskunſt, beide Richtungen in einer gemeinſamen Operationbaſis einen 
nicht unweſentlichen Berührungpunkt haben. Ihr nächſtes praktiſches Ziel 
iſt, wie ſchon bemerkt, der Regirungantritt des Herzogs von Cumberland. 
Beide erkennen die formelle Berechtigung der jetzigen Regentſchaft vorbehalt⸗ 
los an, da ſie zugeben, daß die Vorausſetzung des Regentſchaftgeſetzes, näm⸗ 
lich die zeitweilige Verhinderung des zur Thronfolge Berechtigten an der Regirung⸗ 
übernahme, durch den Widerſpruch Preußens und den dieſem Rechnung 
tragenden Bundesrathsbeſchluß vom zweiten Juli 1885 gegeben ſei; ſie 
halten aber dieſe Behinderung für ungerechtfertigt, da der Herzog vom Cumber⸗ 
land in ſeinem Patent vom achtzehnten Oktober 1884 ausdrücklich ſich ver⸗ 
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pflichtet habe, die Regirung nach Maßgabe der Reichsverfaſſung zu führen, 
alſo den Beſtand Preußens nicht anzutaſten. Ihre Forderung geht deshalb 
vor Allem auf Aufhebung des Bundesrathsbeſchluſſes. Wenn die Brunonen 
mehr die Form eines Wunſches und des Ausdruckes des Vertrauens auf 
die Gerechtigkeit des Kaiſers, die Anhänger der Rechtspartei mehr diejenige 
einer Forderung wählen, ſo iſt Das wohl das Ergebniß der eben bezeichneten 
Verſchiedenheit der Grundauffaſſung. 

Die äußere Entwickelung der welfiſchen Bewegung iſt die eines meteor⸗ 
artigen Aufflammens. Noch 1887, alſo bei der erſten nach dem Tode des 
Herzogs Wilhelm erfolgten Reichstagswahl, erhielt der welfiſche Kandidat 
im erſten und zweiten Kreiſe je 600 Stimmen, während man im dritten 
einen Kandidaten gar nicht aufgeſtellt hatte. Bei den folgenden Wahlen ein⸗ 
ſchließlich 1893 hielt man ſich ſogar ganz zurück. Es war deshalb ein geradezu 
wunderbares Ergebniß, daß am fünfzehnten Juni 1898 im erſten Wahlkreiſe 
der welfiſche Kandidat mit 5423 Stimmen faſt zur Stichwahl gelangte. Im 
zweiten Kreiſe betrugen, obgleich die Brunonen ſich dem Kompromiß ange⸗ 
ſchloſſen hatten, die welfiſchen Stimmen 3059; und nur im dritten Kreiſe 
hatte man es nicht über 1534 gebracht. Offenbar wollten die Wähler eine 
Antwort auf die Unterdrückungpolitik der Regirung geben. Aber damit allein 
iſt die Thatſache eines ſolchen Umſchwunges noch nicht erklärt. Und ich be⸗ 
trachte es als den weſentlichſten Theil der mir geſtellten Aufgabe, die Frage 
zu beantworten, welche Umſtände dabei mitgewirkt haben und welche weitere 
Entwickelung man hiernach zu erwarten hat. 

Ich will nun wirklich nicht den höchſter Achtung werthen Naturen zu 
nahe treten, die ſich durch rein ideales Legitimitätgefühl oder durch perſön⸗ 
liche Sympathie mit einem ins Unglück gerathenen Herrſcherhauſe beſtimmen 
laſſen, ſich zu welfiſchen Führern aufzuwerfen. Eben fo giebt es zweifellos 
Andere, die freilich durch dieſe Motive nicht getrieben werden, die vielmehr, 
wenn es ſich lediglich um ihre perſönliche Neigung handelte, nicht auf welfiſcher 
Seite ſtehen würden, die aber über den Rechtspunkt nicht wegkommen können, 
die Thronbeſteigung des Herzogs von Cumberland als die einzige mit dem 
einmal beſtehenden Recht vereinbare Löſung anſehen und deshalb die Auf: 

werfung der Frage, ob man ſie wünſchen oder nicht wünſchen ſolle, gar nicht 
zulaſſen. Aber beide Gruppen zählen naturgemäß ihre Vertreter überwiegend 
in den höher gebildeten Kreiſen. Die große Maſſe läßt ſich ſtets durch ihr eigenes 
Intereſſe beſtimmen; und ſo beruht auch die Stärke der welfiſchen Bewegung 
meines Erachtens nicht auf den bezeichneten Grundlagen, ſondern ſie ſtützt 
ſich ganz überwiegend auf die Unzufriedenheit mit den gegenwärtigen Ver⸗ 
hältniſſen. Es liegt einmal menſchlich nahe, daß man eine Beſſerung unbe⸗ 
friedigender ſtaatlicher Zuſtände in erſter Linie von einer Aenderung an der 


Braunſchweig. 237 


Spitze des Staates erwartet; ſolche Stimmung iſt deshalb ſtets der empfäng⸗ 
lichſte Boden für legitimiſtiſche Regungen, die den Gedanken des Rechtes halb 
bewußt, halb unbewußt als Aushängeſchild benutzen. Die Mehrheit der 
jüngſt abgegebenen welfiſchen Stimmen rührt von Leuten her, die unter allen 
Umſtänden für eine oppoſitionelle Partei ſtimmen wollten und in dieſer Lage 
dem welfiſchen vor dem ſozialdemokratiſchen Kandidaten den Vorzug gaben. 
Daher kam auch der gleichzeitige Rückgang der ſozialdemokratiſchen Partei. 
Schon in Hannover ſpiegelt ſich Zufriedenheit und Unzufriedenheit mit der 
allgemeinen politiſchen Lage im Sinken und Anſchwellen der welfifchen Stimmen. 
Wie viel mehr gilt Das für Braunſchweig! Beſondere Sympathien für das 
hannoverſche Königshaus haben hier niemals beſtanden; und Ereigniffe, wie 
der Verfaſſungbruch und die Vertreibung der Göttinger Sieben, konnten un⸗ 
möglich dazu beitragen, ſie ins Leben zu rufen. Man hatte ſich ſeit Jahr⸗ 
zehnten an den Gedanken gewöhnt, daß das Land demnächſt mit Hannover 
vereinigt werde, und hatte ſich in dieſes Schickſal gefunden; aber ſo wenig 
man 1866 den Sturz des Königshauſes bedauerte, fo wenig würde 1884 
die Bevölkerung in ihrer großen Mehrheit beſonderes Widerſtreben an den 
Tag gelegt haben, wenn es ſich darum gehandelt hätte, eine andere als die 
welfiſche Dynaſtie zu begründen. Das Einzige, worauf man Gewicht legte, 
war die Erhaltung der ſtaatlichen Selbſtändigkeit; und man machte kein Hehl 
daraus, daß die preußiſchen Steuern und die preußiſche Bureaukratie zwei 
Dinge ſeien, denen man um Alles in der Welt fern zu bleiben wünſche. 
Wurde deshalb eine Annexion an Preußen entſchieden abgelehnt, ſo iſt auch 
der daneben wohl aufgeworfene Gedanke einer Stellung als Reichsland niemals 
aus dem Nebel theoretiſcher Erörterung herausgetreten. 

. Iſt, wie ich ſagte, der Nährboden der welfiſchen Bewegung überwiegend 
die Unzufriedenheit mit den vorhandenen Zuſtänden, ſo entſteht die weitere 
Frage nach dem Grunde dieſer Unzufriedenheit. Nun braucht man in un⸗ 
ſerer heutigen Zeit in Deutſchland eigentlich nicht nach ſolchen Gründen zu 
ſuchen, denn fie liegen leider mehr als genügend in unſerer allgemeinen inneren 
Pofitif. Aber es giebt in Braunſchweig doch noch beſondere Umſtände, die 
in dieſem Sinne wirken. Man hat ja oft Preußen die Fähigkeit abge⸗ 
ſprochen, moraliſche Eroberungen zu machen; und in der That, wenn es eines 
Beweiſes hierfür bedürfte, ſo wäre er in Braunſchweig geliefert. Gleich der 
erſte Akt, mit dem das preußiſche Regiment nach dem Tode des Herzogs ſich 
einführte, war ein geradezu unerhörtes Benehmen. In der Nacht vom ſieben⸗ 
zehnten zum achtzehnten Oktober 1884 war der Herzog fern in Sibyllenort 
geſtorben und ſchon im erſten Morgengrauen, bevor die Nachricht bekannt 
geworden war, wurde eine Proklamation des Generalmajors von Hilgers an⸗ 
geſchlagen, die ſich in nichts von einer ſolchen unterſchied, in der einem er⸗ 
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oberten Lande mitgetheilt wird, daß von jetzt ab ſein Schickſal durch die 
Entſcheidung des Siegers beſtimmt werde. Fühlte doch ſogar der ſofort 
zuſammengetretene Regentſchaftrath ſich veranlaßt, hiergegen Proteſt einzulegen, 
indem er zum Ausdruck brachte, daß es eines ſolchen Auftretens nicht be⸗ 
durft habe, um die geſetzliche Erledigung der Thronfolgefrage zu ſichern. 
Zweifellos hatte man in militäriſchen Kreiſen geglaubt, auf welfiſche Unruhen 
gefaßt ſein zu müſſen, und deshalb für nöthig gehalten, jedem ſolchen Ver⸗ 
ſuche von vorn herein durch äußerſte Schneidigkeit entgegenzutreten. Aber 
welche Leute mögen es geweſen ſein, die ſolche Berichte nach Berlin erſtatten 
konnten! Wäre damals ſchon der Anſatz zu einer welfiſchen Partei vor⸗ 
handen geweſen, ſo hätte ſie den denkbar günſtigſten Boden gefunden. Aber 
nicht allein war Das nicht der Fall, ſondern der Herzog ſelbſt hatte das 
Seinige gethan, daß die Mißſtimmung ſich nicht in dieſe Bahn ergießen 
konnte, da er, entgegen den von berufenſter Seite abgegebenen Erklärungen, 
der Herzog habe der Stadt Braunſchweig einen Theil ſeines Vermögens ver⸗ 
macht, weder ihr noch dem Lande das Allergeringſte zugewandt hatte. Ob⸗ 
gleich die Regirung das Teſtament bis zur Erledigung der Reichstagswahl 
geheim zu halten ſuchte, war doch die Enttäuſchung der Bevölkerung durch 
den letzten Willen des Herzogs ein weſentlicher Grund für die Eroberung 
des erſten Wahlkreiſes durch die Sozialdemokratie. 

Seitdem haben die militäriſchen Behörden dieſen Faden weiter ge⸗ 
ſponnen. Wenn man 1893 Reſerveoffiziere ernſthaft verwarnte, weil ſie als 
Mitglieder des nationalliberalen Parteivorſtandes nicht blindlings für die 
Militärvorlage eintraten, ſondern den Antrag Bennigſen unterſtützten, wenn 
ein preußiſcher Regimentskommandeur ſich über einen Beamten beſchwerte, 
weil er ihm die Unzuläſſigkeit des Reitens auf den Promenadenwegen in 
höflichſter Form vorgehalten hatte, wenn ein als Reſerviſt eingezogener Poli⸗ 
zeibeamter geſchuhriegelt wurde, weil er außerhalb ſeiner militäriſchen Stellung 
die Offiziere nicht gegrüßt hatte, fo waren Das nur einzelne typifche Fälle, 
in denen ſich die Neigung zum Prätorianerregiment kundgab, die aber ſelbſt 
einer ſo loyalen Bevölkerung, wie der braunſchweigiſchen, allmählich das Blut 
erhitzte. Aber den militäriſchen Behörden hat ſich die preußiſche Eiſenbahn⸗ 
verwaltung würdig angeſchloſſen. War früher eine Art Boykottirungſyſtem 
geübt, um den Verkauf der Eiſenbahnen an Preußen zu erzwingen, ſo hatte 
man nun in Braunſchweig gehofft, mit dieſem Opfer wenigſtens die Be⸗ 
handlung auf gleichem Fuß mit den preußiſchen Landestheilen zu erkaufen. 
Aber dieſe Hoffnung wurde enttäuſcht; und nicht allein die Handelskammer, 
ſondern auch der Landtag hat der allgemeinen Unzufriedenheit mit einer 
Schärfe Ausdruck gegeben, wie man ſie bei dieſen zahmen und friedlichen 
Körperſchaften nicht erwarten ſollte. Ja, man beſchränkt ſich nicht darauf, 
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die Intereſſen der Bevölkerung mit Füßen zu treten, ſendern man ſcheut in 
neueſter Zeit ſelbſt vor Beleidigungen der Behörden nicht zurück. Daß die 
Eiſenbahnverwaltung in ihren zahlreichen Prozeſſen bisher recht ſelten der 
ſiegreiche Theil geweſen iſt, wird von unbefangener Seite als Beweis dafür 
angeſehen werden, daß ſie nicht ſelten ungerechte und unbillige Anſprüche mit 
Hartnäckigkeit verfolgt hat. Wenn die Eiſenbahnbehörde umgekehrt darin eine 
Ungerechtigkeit der Gerichte ſieht, ſo mag man ihr dieſe Anſchauung laſſen, 
ſo lange ſie ſie ſtill im Schrein ihres Herzens verbirgt; aber wenn ſie offen 
die Richter, die ein ihr ungünſtiges Urtheil gefällt haben, der Parteilichkeit 
beſchuldigt, wenn ſie alle Mitglieder eines Senates des Oberlandesgerichtes 
aus dem Grunde als befangen ablehnt, weil ſie in einer anderen gegen ſie 
entſchiedenen Sache mitgewirkt haben, ſo iſt Das ein Verfahren, das man 
einem rabiaten Prozeßquerulanten nachſieht, das aber, von einer Staats: 
behörde angewandt, geradezu unerhört iſt. 

Ich glaubte, den Leſern einige Angaben thatſächlicher Art zu ſchulden, 
um mein vorhin ausgeſprochenes Urtheil nicht ganz ohne Beweis zu laſſen; 
zu näherem Eingehen in ſolche Dinge iſt hier nicht der Ort. 

Aber bildet auch dieſe allgemeine Unzufriedenheit den Nährboden, wie 
ich es nannte, für die welfischen Beſtrebungen, fo müßten doch auch Pflanzen 
vorhanden fein, die in dieſem Boden wachſen, und Das können nur Umſtände 
ſein, die zu der Frage der Herrſchaftform und der Perſon der Herrſchers 
eine unmittelbarere Beziehung haben. Nun iſt wohl zweifellos jedes Pro⸗ 
viſorium, jeder Zuſtand, von dem man weiß, daß er nur ein Uebergang ſein 
fol, etwas Unerfreuliches; und je länger er dauert, deſto mehr wird ſich, zu⸗ 
mal wenn ſchon an ſich Stoff für Unzufriedenheit vorhanden iſt, die Neigung 
entwickeln, den proviſoriſchen Charakter des Zuſtandes als ſolchen für die 
empfundenen Mängel verantwortlich zu machen. Das trifft auch in Braunſchweig 
zu. Wenn man die Leute fragt, was für Uebelſtände denn eigentlich durch 
das Proviſoriſche der jetzigen Verhältniſſe herbeigeführt würden, ſo erhält man 
wohl niemals eine klare Antwort, und es wäre in der That ſchwer, ſie zu 
geben. Aber es liegt nun einmal in der menſchlichen Natur, daß man eine 
endgiltige Ordnung herbeiſehnt, und in der That bedeutet ja ein dauernder 
Uebergangszuſtand einen inneren Widerſpruch. 

Im Zuſammenhang hiermit kommt dann endlich auch die Perſönlich⸗ 
keit des Regenten ſelbſt in Betracht. Gegen ihn werden eigentliche Vorwürfe 
von keiner Seite erhoben, ja gerade die Welfen haben ſogar ſtets mit Nach⸗ 
druck betont, daß Prinz Albrecht ſeiner Stellung durchaus gerecht geworden 
ſei, und erkennen ein beſonderes Verdienſt darin, daß er niemals den Verſuch 
gemacht habe, den Charakter ſeiner Regirung als einer bloßen Vertretung des 
eigentlich Berechtigten zu verdunkeln. Und doch ſteckt hier ein erheblicher 
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für den Wunſch weiter Kreiſe, die Regentſchaft durch eine dauernde 
Ordnung erſetzt zu ſehen, ja, wenn man genau nachdenkt, ſo handelt es 
ſich um ein Moment von ſtark tragiſcher Bedeutung, das wohl verdient, nach⸗ 
drücklich hervorgehoben zu werden. 

Wenn nämlich die Welfen die Zurückhaltung des Regenten loben, ſo 
darf man nicht verkennen, daß von anderer Seite gerade aus ihr ein gewiſſer 
Vorwurf hergeleitet wird; man beſchuldigt den Prinzen, daß er kein Intereſſe 
an dem Lande nehme, ihm innerlich fremd geblieben ſei, und findet darin — 
mit Rückſicht darauf, daß die Einwohnerſchaft ihm in ganz beſonders freu⸗ 
diger Weiſe ihre Sympathien entgegengebracht habe — ſogar eine gewiſſe Un⸗ 
dankbarkeit, die nun wieder eine Abkühlung jener Sympathie zur Folge ge⸗ 
habt habe. Schon das erſte Auftreten des Prinzen gab Anlaß zu ſolchen 
Gefühlen. Wenn er bei ſeinem feierlichen Empfange auf die ihm gewidmeten 
warmen Begrüßungworte entgegnete: „Ich ſtehe hier im Auftrage Seiner 
Majeſtät des Kaiſers“, fo wird man ohne Mühe verſtehen, daß man zwiſchen 
dieſer Aeußerung und einem kalten Waſſerſtrahl eine gewiſſe Verwandtſchaft 
entdeckte: war in ihr doch deutlich genug geſagt, daß eigene Neigung für den 
übernommenen Beruf den Beſtimmungsgrund nicht gebildet habe. Dem 
Anfang entſprach der Fortgang. Als bei der Forderung einer Erhöhung der 
Civilliſte dieſer Anſpruch damit begründet wurde, daß der Prinz ſtreng zwiſchen 
ſeiner privaten und ſeiner Regentenſtellung unterſcheide, daß er die Civilliſte 
durchaus nur für Ausgaben der zweiten Art verwende, aber nicht ge- 
neigt ſei, darüber hinaus aus eigenen Mitteln Opfer zu bringen, mußte man 
ſowohl die Gerechtigkeit dieſes Standpunktes wie die Richtigkeit der beigebrach⸗ 
ten Rechnung anerkennen, — und trotzdem fand man in dieſer kaufmänniſchen 
Behandlung der Frage etwas Ernüchterndes, Kühles, Fremdes. Aehnlich 
liegt es bei der den weitaus größten Theil des Jahres dauernden Abweſen⸗ 
heit des Regenten; man kann nicht behaupten, daß ſie zu einer Beeinträch⸗ 
tigung der Regirungthätigkeit Anlaß gebe, ſieht aber doch in ihr einen 
Beweis dafür, daß der Prinz an dem Ergehen des Landes, in dem er ſo 
ſelten weile, keinen beſonderen Antheil nehme. 

Sind dieſe Vorwürfe begründet? Ich ſprach von einem tragiſchen 
Moment und finde es an dieſer Stelle. Tragiſch nennen wir ein Schickſal, 
wenn der Held Etwas thut, das wir bedauern und das eine befriedigende 
Löſung verhindert, wenn er aber doch nicht anders handeln kann, ohne andere, 
gleichwerthige Pflichten zu verletzen. Das liegt hier vor. Ich bin überzeugt, 
Prinz Albrecht wird das Bedauern der Bevölkerung über ſeine Zurückhaltung 
völlig verſtehen, — und doch ſieht er gerade in ihr die ernſte Pflichterfüllung. 
Nichts hätte für ſein Zartgefühl verletzender ſein können, als wenn in welfiſchen 
Kreiſen der Argwohn Boden gefaßt hätte, er beabſichtige, in Braunſchweig 
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für ſich und feine Familie ein warmes Neſt zu bereiten, nachdem er den ge⸗ 
ſetzlich berechtigten Thronerben verdrängt habe. Deshalb aber mußte für ihn 
von Anfang an die Erwägung in erſter Linie ſtehen, gerade einem ſolchen 
Argwohn keine Unterlage zu bieten, und dieſen Zweck konnte er nur erreichen 
durch ein Auftreten, das den nicht welfifchen Elementen der Bevölkerung als 
unfreundlich erſcheinen mußte. 

Es iſt überhaupt eine — wenngleich in weiten Kreiſen verbreitete, ſo 
doch — irrige Auffaſſung, daß bei der Unterſtützung der Regentſchaft des 
Prinzen Albrecht durch die maßgebenden preußiſchen Faktoren die Abſicht vor⸗ 
gelegen hätte, in Braunſchweig eine neue Dynaſtie zu gründen. Ich leugne 
nicht, daß ich ſelbſt Das früher geglaubt habe, und in der That ſchienen ge: 
wichtige Gründe dafür zu ſprechen. Wollte man die Welfenherrſchaft be- 
ſeitigen, ſo konnte man Das, falls man von einer Annexion an Preußen 
und der Schaffung eines Reichslandes abſah, nur durch Einſetzung eines 
anderen Herrſcherhauſes. Dem ſtanden offenbar die allergrößeſten rechtlichen 
und politiſchen Schwierigkeiten entgegen, aber wenn man überhaupt den Ver⸗ 
ſuch machen wollte, ſie zu überwinden, ſo konnte der einzige Weg nur der 
ſein, daß man Thatſachen ſchuf, die ſchließlich ſtart und zwingend genug 
wurden, um die Feſſeln des formalen Rechtes zu ſprengen und politiſche Be⸗ 
denken zu beſiegen. Eine Thatſache dieſer Art war vor Allem neben einer 
gewiſſen Dauer des zunächſt als Uebergang betrachteten Verhältniſſes der 
eigene Wunſch der Bevölkerung. Ich ſagte vorhin, daß man fie als quantite 
négligeable betrachte; aber Das gilt nur fo lange, wie es dem Intereſſe 
der maßgebenden Perſonen entſpricht. Wollen dieſe Perſonen Etwas erreichen, 
ſo giebt es einen vorzüglichen Stützpunkt, wenn man ſich auf das dringende 
Verlangen des Landes ſelbſt berufen kann. Wollte man dieſen Feldzugsplan 
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ſuchen, ſich die Sympathien der Bevölkerung in dem Maß zu erwerben, 
ſchließlich nach zehn oder zwanzig Jahren ein möglichſt einſtimmiger Bef 
des Landtages die Ueberführung des proviſoriſchen in einen definitiven Zuf 
forderte. Ich habe ſchon vor mehreren Jahren Gelegenheit gehabt, von 
rufener Stelle zu hören, daß ein ſolcher Plan niemals vorgelegen hat. 
Das aber richtig, ſo kann ich, ſofern man trotzdem die Beſeitigung 
Welfenhauſes wollte, in der Einſetzung der Regentſchaft beim beſten W 
keine vorausſchauende Politik entdecken, denn wenn man einen Baum erz 
will, fo thut man nicht gut, erſt Schößlinge zu pflanzen, die man fi 
wieder auszureißen beabſichtigt, ſondern man muß gleich von Anfang an 
richtige Reis nehmen und ſich feſtwurzeln laſſen: dann wird man nach | 
zehn Jahren ſchon einen werthvollen Stamm beſitzen. 

Was wird jetzt werden? Dieſe Frage wird in neueſter Zeit w 
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mit beſonderem Eifer erörtert, zumal, nachdem für den Prinzen der kürzlich 
erfolgte Tod ſeiner Gemahlin einen menſchlich verſtändlichen Grund geſchaffen 
hat, ſeine Stellung aufzugeben. Von den verſchiedenſten Seiten hört man, 
daß er erklärt habe, nicht nach Braunſchweig zurückkehren zu wollen, und 
mehrfach wird in dem Prinzen Adolf von Schaumburg, dem Schwager des 
Kaiſers, der Mann geſehen, der berufen ſei, zunächſt als Regent und ſpäter 
vielleicht als Herzog einzutreten. Eine Unterſtützung für dieſe Vermuthung 
ſieht man darin, daß ſeit dem Beginn des Winterhalbjahres die Neffen des 
Prinzen, die Söhne des Fürſten von Schaumburg⸗Lippe, hier wohnen und 
die Schule beſuchen; vor einigen Monaten ging ſogar das Gerücht, die Ge⸗ 
mahlin des Prinzen Adolf ſei hier geweſen und habe tief verſchleiert das 
Schloß beſichtigt, — als ob die Entſcheidung von der Frage abhinge, ob 
die künftigen Wohnräume den Herrſchaften gefielen! Es iſt nicht zu leugnen, 
daß verſchiedene Umſtände eine baldige Entſcheidung wahrſcheinlich machen. 
Man will wiſſen, daß der Herzog von Cumberland ſeinem Vater auf dem 
Totenbett verſprochen habe, niemals auf Hannover zu verzichten. Iſt er 
durch ein ſolches Verſprechen verhindert, eine Erklärung dieſer Art abzu⸗ 
geben, die von Preußen nicht entbehrt werden kann, wenn es ſeinen Wider⸗ 
ſpruch gegen die Thronbeſteigung aufgeben will, ſo liegt es nahe, an den 
Ausweg zu denken, daß der Herzog zu Gunſten ſeines Sohnes auf ſein 
Thronrecht verzichtet; dieſer iſt durch kein Verſprechen gehindert, die von 
Preußen geforderte Erklärung abzugeben, und ſteht auch den Ereigniſſen von 
1866 freier gegenüber als ſein Vater. Aber auch für die Stellung Preußens 
iſt Das von Bedeutung. Betrachtet man den Verzicht auf Hannover als 
Vorbedingung für die Thronfolge in Braunſchweig, fo iſt, ſtreng genommen, 
eine endgiltige Ausſchließung des Welfenhauſes niemals möglich, denn die 
Verweigerung jener Erklärung bildet ein Hinderniß nur für die jeweilig zur 
Regirung berufene Perſon, läßt aber die Möglichkeit offen, daß ſpätere 
Generationen ihren Frieden mit Preußen machen. Dagegen kann man nicht 
einen Zuſtand, der begrifflich nur als Uebergang Sinn und Bedeutung hat, 
Jahrhunderte hindurch beſtehen laſſen. Es liegt deshalb nahe, den Abſchluß 
in der zweiten Generation zu fordern, d. h. ſich auf den Standpunkt zu 
ſtellen, daß freilich außer dem unmittelbar Berechtigten auch noch deſſen 
Sohne die Entſcheidung offengehalten werde, daß aber, wenn auch er ſie nicht 
treffen will, ein Dauerzuſtand geſchaffen werden müſſe. Von beiden Ge⸗ 
ſichtspunkten aus iſt deshalb ein wichtiger Zeitpunkt die Volljährigkeit des 
Prinzen Georg, des älteſten Sohnes des Herzogs von Cumberland. Und dieſer 
iſt am achtundzwanzigſten Oktober eingetreten. 

Auch noch ein anderer Umſtand ſcheint einer baldigen Erledigung 
günſtig. Man hat mancherlei Anhaltspunkte für die Annahme, daß der 
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Kaiſer perſönlich einer Verſtändigung mit dem Welfenhauſe nicht abgeneigt 
iſt. Dafür ſpricht nicht allein die Rückgabe des Welfenfonds, ſondern vor 
Allem eine Begegnung zwiſchen den beiden fürſtlichen Häuptern in Wien 
beim Begräbniß des Erzherzogs Albrecht. Wenn hier der Kaiſer den Herzog 
nicht allein traf, ſondern ihn mit Handſchlag begrüßte, ſo kann man daraus 
ſchließen, daß das zwiſchen ihnen beſtehende geſpannte Verhältniß bereits eine Art 
Regelung erfahren hatte. Daß trotzdem bis jetzt eine formelle Verſtändigung 
nicht erfolgt iſt, glaubte man, ſich durch eine Rückſichtnahme des Kaiſers gegen 
Bismarck erklären zu können; denn daß der erſte Kanzler eine endgiltige 
Beſeitigung des Welfenhauſes wollte, ſteht wohl außer Zweifel. Nach dem 
Tode Bismarcks iſt dies Hinderniß gehoben. Vielleicht iſt allerdings die zu 
Ungunſten des Prinzen Adolf erfolgte Erledigung der lippiſchen Thronfolge⸗ 
frage für die Verſtändigung mit dem Herzog von Cumberland inſofern 
nachtheilig geworden, als der Kaiſer, wie es ſcheint, den lebhaften Wunſch 
hat, ſeinem Schwager einen Fürſtenthron zu verſchaffen, und jetzt geneigt 
ſein könnte, an Braunſchweig zu denken. 

Uebrigens hat ſich durch die Volljährigkeit des Prinzen Georg eine 
Verſchiebung der Verhältniſſe vollzogen, auf die in den welfiſchen Blättern 
mit Nachdruck hingewieſen wird, während ſie in anderen Kreiſen noch keine 
Beachtung gefunden zu haben ſcheint, die aber unter Umſtänden von großer 
Bedeutung werden kann. Nach dem Regentſchaftgeſetz iſt die dort angeordnete 
Art der proviſoriſchen Regirung — zunächſt durch den Regentſchaftrath und dann 
durch die Wahl eines Regenten in der Landesverſammlung — neben der Behin⸗ 
derung des erbberechtigten Thronfolgers am ſofortigen Regirungantritt noch 
weiter von der Vorausſetzung abhängig, daß nicht ſofort nach der Thron⸗ 
erledigung ein nach Maßgabe der Verfaſſung berechtigter Regent, d. h. der 
nächſtberechtigte regirungfähige Agnat, die Regirungverweſung übernimmt. 
Ein ſolcher war 1884 nicht vorhanden; oder wenigſtens waren die an ſich 
berechtigten Perſonen (in erſter Linie der Herzog von Cambridge) nicht geneigt, 
ihr Recht auszuüben. Anders läge es dagegen jetzt, wo in dem Prinzen 
Georg ein ſolcher Agnat vorhanden iſt. Sollte deshalb Prinz Albrecht feine 
Regentſchaft niederlegen und nach dem Regentſchaftgeſetz „eine Wiederholung 
der Wahl in gleicher Weiſe“ ftattfinden müffen, fo läßt ſich nicht ohne Grund 
behaupten, daß jetzt zunächſt das agnatiſche Recht einzugreifen hätte, d. h. 
daß Prinz Georg befugt wäre, durch Uebernahme der Regentſchaft alles 
Weitere zu erledigen. Da der Bundesrathsbeſchluß vom zweiten Juli 1885 
gegen ihn nicht ergangen iſt, ſo würde man ſich auch nicht auf dieſen Beſchluß 
berufen können, um einen ſolchen Anſpruch auszuſchließen, es würde vielmehr, um 
dieſen Erfolg zu erreichen, mindeſtens eines wiederholten Beſchluſſes bedürfen 
und dadurch eine Zuſtändigkeit des Bundesrathes zum Eingreifen begründet 
werden, deren politiſche Tragweite nicht zu unterſchätzen iſt. 
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Was zum Schluß die Stellung der Bevölkerung zu dieſer Frage 
anlangt, ſo iſt, wie ſich aus der Zahl der welfiſchen Stimmen in Verbin⸗ 
dung mit den vorhin angeführten Umſtänden ergiebt, der Wunſch, durch 
die Thronbeſteigung des Herzogs von Cumberland oder ſeines Sohnes geordnete 
ſtaatsrechtliche Verhältniſſe hergeſtellt zu ſehen, zweifellos jetzt weſentlich 
ſtärker geworden, als er vor einigen Jahren war; und da dieſer Wunſch weit über 
die eigentlichen welfiſchen Kreiſe hinaus getheilt wird, ſo darf man ziemlich 
ſicher behaupten, daß eine ſolche Erledigung am Meiſten willkommen geheißen 

werden würde. Die Kandidatur des Prinzen Adolf findet im Lande recht 
geringe Sympathien, weil man in dem lippiſchen Thronfolgeſtreit auf der 
Gegenſeite ſtand und das nach dem Spruch des Schiedsgerichtes vom 
Kaiſer an den Prinzen gerichtete Telegramm entſchieden mißbilligte. Vor 
Allem aber macht es böſes Blut, daß einzelne preußiſche Zeitungen davon 
ſprechen, der Kaiſer habe ſeinen Schwager für den braunſchweigiſchen Thron 
beſtimmt, und dadurch die Auffaſſung zu vertreten ſcheinen, als ob die 
Entſcheidung in dieſer Frage nicht dem Lande ſelbſt zuſtände, ſondern ihm 
durch äußere Macht genommen werden ſolle. Man benutzt nicht ohne Erfolg 
von welfiſcher Seite dieſes Auftreten der Zeitungen, um gegen Vergewalti⸗ 
gung zu proteſtiren; und wenn man bedenkt, daß nach ausdrücklicher Be⸗ 
ſtimmung des Regentſchaftgeſetzes die Wahl des Regenten dem Landtage 
übertragen iſt, ſo muß es verletzen, dieſes Recht bei Seite geſetzt und das 
Land als eine Sache behandelt zu ſehen, über die ohne ſeine Mitwirkung 
einfach verfügt wird. 

Wie die verworrenen Verhältniſſe demnächſt einmal ihre Klärung und 
Ordnung finden werden, iſt zur Zeit noch nicht mit irgend welcher Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit zu ſagen; aber daß ſolche Zuſtände gerade vom Standpunkt 
des monarchiſchen Gefühles durchaus bedauerlich find: dieſe Auffaſſung wird 
ſich jedem unbefangenen Beurtheiler aufdrängen. 
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Mc früheren Artikel haben gezeigt, daß Reinhold, wenigſtens den Worten 
W nach, unter dem transſzendentalen Beiſtande der hegelſchen „Idee“, 
ſich eine optimiſtiſche Ideologie geſtattet, neben der ſogar die Programme des 
utopiſtiſchen Kommunismus — und dieſe beginnen ſelbſt, ſich zu ernüchtern — 
faſt ledern erſcheinen können. Reinhold ſpricht, wie ſchon nachgewieſen, von 
„Wundern“, die ſeine „Idee“ verrichten werde; nach ihm vermag die Idee 
den böſen Weltwillen „zur Umkehrung und Verneinung feiner ſelbſt, zu dem . 
unglaubhaften und doch wahren Zuſtand zu bringen, wo die Vorſtellung 
(Idee) dem Willen den Dienſt kündigt, wo die edle Sklavin den Herrn über⸗ 
windet“. Niemand hätte hiernach ſo wenig Berechtigung, dem Sozialismus 
irgend welcher Richtung ideologiſchen Optimismus vorzuwerfen, wie Reinhold 
ſelbſt. Dennoch beſteht ſeine Taktik dem „Gelehrten⸗Sozialismus“ gegenüber 
weſentlich darin, uns mit den Staatsromantikern und mit dem träumeriſchen 
Kommunismus in einen Topf zu werfen. An einer Stelle behauptet Rein⸗ 
hold wörtlich: „Die utopiſtiſche Phantaſie der Dichter und Reformer, die ab⸗ 
ſtrakte Theorie des politiſchen (revolutionären) und gelehrten Sozialismus 
haben es ſich leicht gemacht und friſchweg die unendliche Steigerung der Idee 
behauptet.“ Dieſe Behauptung iſt nach ihrem ſachlichen Inhalt einfach un⸗ 
wahr; die Idee hat Reinhold einen Traum angethan, die an blauen Wundern 
fruchtbare „Idee“ blieb ganz Reinhold überlaſſen; wir haben weder über⸗ 
haupt noch „friſchweg“ die Steigerung, geſchweige die unendliche Steigerung 
der „Idee“ behauptet. An und für ſich iſt ja wohl jede Theorie mehr oder 
weniger „abſtrakt“; und wenn unſer Sozialismus überhaupt nur theoreti⸗ 
ſiren und nicht vielmehr auf Grund der empiriſchen Sozialwiſſenſchaft und 
Nationalökonomie ſich mit den größten praktiſchen Sozialreformaufgaben der 
Zeit beſchäftigen würde, fo könnten wir ja den Vorwurf der „abstrakten 
Theorie“, ſo vag und leer er iſt, mit Gelaſſenheit hinnehmen. Ein anderes 
Geſicht erhält aber der Vorwurf dadurch, daß unſere „abſtrakte Theorie“ zur 
Umſturzträumerei geſtempelt und der ſtaatsromantiſchen und ſozialrevolutio⸗ 
nären Ideologie gleichwerthig an die Seite geftellt wird. Gegen dieſe Unter: 
ſtellung eines Mannes, der die Miſſion der theoretiſchen Vernichtung des 
Gelehrten⸗Sozialismus übernommen hat, dürfen wir in dieſen Tagen hoch⸗ 
gehender Rückwärtsſtrömungen nicht ſchweigen. Der Gelehrten⸗Sozialismus 
iſt von den Kommuniſten der Sozialdemokratie nicht eben zart behandelt 
worden. Er konnte ſich Das leicht gefallen laſſen, ohne von der Abwehr 
viel Aufhebens zu machen. Wir haben die gewaltige Bedeutung ſelbſt der 
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ſozialiſtiſchen Ideologie fo wenig herabgeſetzt wie etwa diejenige, welche Rouſſeau, 
die Eneyklopädiſten und die Phyſiokraten für die Emanzipation des Dritten 
Standes als Vorläufer der erſten Revolution gehabt haben. Gegenüber der 
Beſtrebung, uns die revolutionären Ideologen an die Rockſchöße zu hängen, 
um den „cant“ der praktiſchen Sozialreform aus der Welt zu ſchaffen, 
dürfen wir nicht eben ſo ſtill ſein. 

Wollte ich mit der Emrede der Inkompetenz operiren, wie es Reinhold 
uns gegenüber verſucht hat, ſo könnte ich mir die Sache ſehr leicht machen. 
Wer wenigſtens mit Worten ſo im „praktiſchen Optimismus“ der „Idee“ 
ſchwelgt, wie Reinhold es in der nachgewieſenen Weiſe wirklich gethan hat, 
dürfte ſich nicht gerade beklagen, wenn man ihm ſagte, er ſolle es unter⸗ 
laſſen, mit Steinen zu werfen, da er ſelbſt im Glashauſe ſitze. Reinholds 
Lichtgeſtalt der Idee iſt jedoch, wie ich ſchon gezeigt habe, ſo ätheriſch und 
überirdiſch, daß ſie ſelbſt durch Glasſcheiben ohne jedes Klirren ins Weltall 
verfliegt; ſein praktiſcher Optimismus iſt die leerſte Schönrednerei. Ich habe 
alſo doch kein Recht zu der auf den erſten Blick ſo nah gelegten Einrede 
der Inkompetenz; und auch den Schein ſophiſtiſcher Klopffechterei möchte ich 
vermeiden. Ich habe dagegen allen Grund, eine ganz andere Ideologie, näm⸗ 
lich das peſſimiſtiſche Phantaſiren Reinholds, ſehr ernſt zu nehmen; nicht, weil 
es mehr der Wirklichkeit der ſozialen Dinge entſpräche als die ſozialoptimiſti⸗ 
ſchen Hirngeſpinnſte, ſondern, weil es eine von Erſchütterung und Umſturz 
freie Weiterentwickelung der geſchichtlich gegebenen Geſellſchaft in entgegen⸗ 
geſetzter Richtung noch ungünſtiger beeinfluſſen könnte, als es durch jene ſozial⸗ 
romantiſchen und ſozialrevolutionären Phantaſtereien geſchieht, die uns Rein⸗ 
hold ankreidet. Er ſtellt im metaphyſiſchen Schaumſchlagen ſelbſt eine ab⸗ 
ſtrakte Theorie auf, die nur als peſſimiſtiſche Ideologie charakteriſirt werden 
kann. Dieſe Ideologie kann, wenn fie in die Praxis der Staats- und Geld: 
mächtigen überſetzt werden würde, recht unheilvoll wirken, ganz abgeſehen davon, 
daß in der ſtrengen Konſequenz des nach Reinhold die Welt beherrſchenden 
Willensatomismus unabweisbar der Anarchismus liegt. 

Eine beſondere Ausführung über „Sozialismus und ſoziales Entwicke⸗ 
lungsgeſetz“ wird genauer zeigen, daß wir nicht in „abſtrakter Theorie“, ſon⸗ 
dern in konkreteſter Erörterung das größte Problem, das zu unſerer Zeit der 
praktiſchen Volkswirthſchaft geſtellt und nach der unentfliehbaren Nothwendig⸗ 
keit des ſozialen Entwickelungsgeſetzes von der Geſchichte ſelbſt auf die Tages⸗ 
ordnung geſetzt iſt, nach ſeiner realen Bedeutung angefaßt haben. An dieſer 
Stelle habe ich unſere Auffaſſung nur im Allgemeinen zu ſkizziren. Die ſeit 
der erſten franzöſiſchen Revolution zum vollen Durchbruch gekommene kapi⸗ 
taliſtiſche Organiſation der Volkswirthſchaft gilt uns als die relativ voll⸗ 
kommenſte Ordnung, die von der Volks wirthſchaft bis jetzt erreicht worden iſt. 
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Wir halten ſie noch nicht für ausgelebt, was wenigſtens ich ſeit dreißig Jahren 
wiederholt nachdrücklich betont habe; große Reſte älterer wirthſchaftlicher Ord⸗ 
nungen beſtehen fort und ſie werden nach meiner Anſicht nie ganz verſchwinden. 
Reinhold weiß Das; denn er ſagt, in wohlgefälliger Uebernahme einer Stelle 
meines „Kapitalismus und Sozialismus“, wörtlich: „Der Kapitalismus be⸗ 
deutet nach der Ausführung Schaeffles kulturgeſchichtlich einen ungeheuren öko⸗ 
nomiſchen Fortſchritt der Menſchheit, und zwar in erſter Linie dadurch, daß 
er dem Grundgeſetz der Wirthſchaftlichkeit eine ſelbſtändige Vertretung ſichert, 
rein ökonomiſche Motive als organiſirende Kraft in die ſoziale Produktion⸗ 
gemeinſchaft einſetzt, dann dadurch, daß er auch die übrig bleibenden ſonſtigen 
Formen gemeinſamer Güterbildung und Güterverwendung: Familienwirth⸗ 
ſchaft, Staat, Gemeinde⸗, Kirchen-, Schul⸗ und Vereinsverbände, zu einer 
rein ökonomiſchen Gebahrung nöthigt. .. Die Produktivkräfte ſind nur zur 
höchſten Steigerung zu bringen dadurch, daß ihnen durch individuelle Freiheit 
und ſoziale Impulſe die wirthlichſte Selbftindividualifirung überlaffen wird.“ 
Reinhold fruktifizirt dieſe Stelle, die er ſogar in einem Separatabdruck ver⸗ 
breitet wünſcht, gegen den gelehrten Sozialismus. Er vergißt dabei nur, daß 
die ſelbe Auffaſſung auch in beiden Auflagen meines „Bau und Leben“ feſt⸗ 
gehalten iſt. Der Kapitalismus bleibt von uns als gewaltiger Fortſchritt der 
Geſchichte anerkannt. Die Frage des praktiſchen Sozialismus iſt nur, ob 
nicht vom geſchichtlich gegebenen Boden der kapitaliſtiſchen Volkswirthſchaft 
aus „die Produktivkräfte durch individuelle Freiheit und ſoziale Impulſe zu 
wirthlichſter Selbſtindividualiſirung“ noch in weit höherem Grade angeregt 
werden können, als es heute zutrifft, ob nicht Kapitalvergeudungen und Ar⸗ 
beitlähmungen ſtattfinden, die vermeidbar ſind. Einen Fortſchritt über den 
Kapitalismus hinaus giebt es für mich wenigſtens nur in der Richtung, daß 
auch in den Maſſen mit einem geſteigerten Intereſſe an der Produktivität der 
Arbeit der ſoziale Impuls geſteigert wird, für Alle zuſammen noch höhere 
Produktionerträge zu erreichen, als es jetzt durch bloße Profitſucht und Ver⸗ 
luſtgefahr des Kapitals geſichert iſt, und dazu eine Vertheilung der Früchte 
aller Produktiongemeinſchaften zu gewinnen, bei der „die Bejahung des Willens 
zum Leben“ oder, wie wir einfacher ſagen, auch der Trieb der Selbſterhaltung 
und Selbſtentfaltung am Beſten fährt. Von dieſer Linie ift meine Auffaſſung 
auch nicht um Haaresbreite in der Richtung auf ideologiſchen Kommunismus 
jemals ins Schwanken gerathen und darum bin ich in Beziehung auf Freiheit, 
Gleichheit, Brüderlichkeit prinzipiell auf dem Boden der beſtehenden Geſell⸗ 
ſchaft und beim eigenſten Weſen des wirklichen Menſchen ſtehen geblieben. 
Wie ſchief dagegen die Ebenen find, auf die Reinholds abſtrakte Theorie ge: 
rathen iſt und gerathen mußte, werde ich leicht zu zeigen vermögen. 

Nur dann wäre es eine müſſige Spielerei geweſen, die Frage der 
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Weiterbildung der kapitaliſtiſchen Geſellſchaftordnung in der Richtung größerer 
Wirthlichkeit für Arbeit und Kapital aufzuwerfen, wenn dieſe Ordnung als 
die letzte und höchſte Stufe ſozialer Produktiongemeinſchaft anzuſehen und 
als ſolche auch anerkannt wäre. Aber weder das Eine noch das Andere iſt 
der Fall. Der privatkapitaliſtiſche Betrieb, der unſerer beſtehenden Volkswirth⸗ 
ſchaft das Gepräge giebt, erſcheint ſo wenig wie früher die patriarchalen und 
feudalen Organiſationformen als fehlerfrei. Wir haben, unabhängig von der 
marxiſchen „Kritik des Kapitals“ und von Laſſalles Vernichtung der „Bour⸗ 
geois⸗ und „Kommerzienraths⸗ Nationalökonomie“, die Fehler geprüft und fie 
vom Standpunkt wirthſchaftlichſter Geſtaltung der ſozialen Produktion⸗ und 
Einkommenprozeſſe zugeben müſſen; wir haben unleugbare Gebrechen, die 
immer ſchärfer hervortreten, die bei dem thatſächlichen wie entwicklungsgeſetz⸗ 
lich nothwendigen Umſchlage der Konkurrenz ins Monopol immer fühlbarer 
werden, immer größere Gefahrenfür die Volkswirthſchaft unmittelbar, mittel⸗ 
bar auch für den Staat und das ganze ideelle Volksleben herbeiführen, nur 
nicht vertuſcht. Dabei ergab ſich die Ueberzeugung von der Nothwendigkeit 
und Unvermeidlichkeit der Weiterbildung der geſchichtlichen Volkswirthſchaft, 
jedoch immer nur in einer mit Beziehung auf Freiheit, Gleichheit und Brüder⸗ 
lichkeit vom Kommunismus ſich immer weiter entfernenden Richtung. 

Wie lagen denn thatſächlich die Dinge in der ſozialen Geſetzgebung 
zu der Zeit, da der „Gelehrten⸗Sozialismus“ mit ſeiner Kritik und mit all 
feinem „Cant“ praktiſcher Sozialreformen hervorzutreten begann? Darüber 
kann ich für meine Perſon mich kurz ausweiſen. Als ich von der zweiten 
Hälfte der fünfziger Jahre an als ſozialwiſſenſchaftlicher Schriftſteller mich 
an der Erörterung der Zeitfragen zu betheiligen anfing, hatte die ultraliberale 
Geſetzgebung ein privates und öffentliches Wirthſchaftrecht geſchaffen, das Rein⸗ 
holds Ideal des in alle Individuen zerſtreuten abſoluten Willens ſo weit 
entgegenkam, wie es überhaupt möglich war. Die anarchiſche Konkurrenz, 
ohne zureichende aus dem Gemeinintereſſe geſchöpfte Streitordnungen, der 
wirthſchaftliche Krieg aller Einzelnen gegen alle Einzelnen war ſo recht ent⸗ 
feſſelt. Man predigte von allen Dächern, daß daraus die reine Harmonie 
entſpringen müſſe; wer an Baſtiat⸗Schulzes Glauben rüttelte, wurde in den 
großen liberalen Zeitungen geächtet. Dieſe dem ſozialen Willensatomismus 
Reinholds völlig kongeniale Rechtsbildung konnten wir nicht billigen. Es 
war ſchon vor dreißig bis vierzig Jahren klar, daß der Krieg Aller gegen Alle 
in planloſer Konkurrenz nur mit größter Disharmonie, mit dem Sieg der 
Mächtigeren, ſchließlich ſehr weniger Mächtigſten, d. h. mit der Geldherrſchaft 
des Großkapitals zugleich in der Volkswirthſchaft und im Staat enden könne. 
Nicht die atomiſtiſche Zerſplitterung, ſondern die Zuſammenlegung aller, auch 
der ſchwachen Kräfte, die Genoſſenſchaft in privatrechtlichen und in öffent⸗ 
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lichen Verbänden, praktiſcher Sozialismus im weiteſten und beſten Sinn des 
Wortes, war für Jeden gewieſen, der Augen hatte, zu ſehen. In dieſer 
Richtung bewegte ſich meine Auffaſſung von meiner erſten wiſſenſchaftlichen 
Schrift im Jahre 1856 an. Einen ſtreitloſen und rivalitätloſen Zuftand 
herſtellen zu wollen, iſt mir niemals eingefallen; wir dachten nur an eine 
Ordnung, die weniger Kapital vergeude als die wild losgelaſſene, immer 
„weiter wüſtende“ Konkurrenzanarchie und das Intereſſe an höchſter Produk⸗ 
tivität der ganzen Nationalarbeit in höherem Grade und allgemeinerem Um⸗ 
fang wecken und beleben würde. Auch eine öffentliche Produktiongemeinſchaft, 
die kommen mag, habe ich ohne ſtärkſtes Walten individueller Rivalität 
zwichen ſämmtlichen Produktiontheilnehmern ſtets für die baare Unmöglichkeit 
gehalten und ſie offen für eine ſolche erklärt. 

= Gegenüber der damals allein herrſchenden Theorie des Sozialato⸗ 
mismus oder, wie wir es nannten, Ultraliberalismus und Individualismus 
ließen wir uns allerdings mit dem Schreckwort Sozialismus und Kollekti⸗ 
vismus nicht bang machen. Wir durften nicht verkennen, daß ſchon der 
Kapitalismus mit ſeiner immer gewaltigeren Zuſammenfaſſung von einzelnen 
Arbeitkräften und Sonderkapitalien zu großartig ſozialen Produktion⸗ und 
Umſatzkörpern längſt weit über den Atomismus des Weidefreſſens der Thiere 
hinaus war, daß er ſchon fortgeſchrittenſte Wirthſchaftgemeinſchaft, daß er 
einen rechtlich freiwilligen, thatſächlich durch Profitſtreben und Hungersgefahr 
erzwungenen Kollektivismus im weiteren Sinn des Wortes, daß er ſelbſt 
ſchon hochgradige Produktiongemeinſchaft darſtellt. Die kapitaliſtiſche Pro⸗ 
duktiongemeinſchaft trieb und treibt heute in der Jugendblüthe der Kar⸗ 
telle, der Ringe, der Bazare und anderer thatſächlicher Monopole der 
Kommaſſation ganzer Erwerbszweige entgegen, während der gemeinnützige 
Regulator des früheren, noch mehr kleinbürgerlichen Kapitalismus, die freie 
Konkurrenz, mehr und mehr dem faktiſchen Monopol, hiermit aber der unge⸗ 
heuerlichſten, auch für legitime Könige auf die Dauer unerträglichen Geld⸗ 
herrſchaft auf allen Gebieten des Volkslebens Platz macht, — und zwar mit 
immanenter entwickelungsgeſetzlicher Nothwendigkeit Platz machen muß. Die 
dom illuſionären Sozialismus geftellte Frage der Einführung öffentlicher Bro: 
duktiongemeinſchaft konnte unter ſolchen Umſtänden nicht einfach ignorirt 
werden. Es war vielmehr zu unterſuchen, ob überhaupt, ob nicht wenigſtens 
theilweiſe und ſchrittweiſe, immer aber ohne Umſturz auch öffentlichrechtliche 
— aber nicht ftaatliche — Produktiongemeinſchaften denkbar ſeien, um die 
ſchreienden und wachſenden Mißſtände einer ausſchließend privatkapitaliſti⸗ 
Then Geſellſchaftordnung mehr oder weniger zu überwinden und damit 
höhere Produktivität der Nationalarbeit nebſt wirkſamerer Vertheilung der 
Früchte der jetzt ſchon kapitaliſtiſch privatrechtlichen Produktion⸗ und Umſatz⸗ 
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gemeinſchaft, alſo mehr und beſſere Bejahung des Willens zum Leben, all⸗ 
mählich herbeizuführen, und zwar mit Hilfe einer ſtärkeren, allgemeineren Be⸗ 
lebung, nicht unter Ertötung der unvertilgbaren Grundtriebe menſchlicher 
Natur. Dieſes Problem mußte nach dem gewaltigen Ernſt, der ihm von 
der Geſchichte aufgeprägt iſt, nach der Pflicht und mit dem Muthe der 
Wiſſenſchaft angefaßt werden. Die große Aufgabe kann nur noch von „blinden 
Blindenleitern“ der Nationen, nur von Jenen ignorirt werden, von denen 
Kant ſagt, ſie „glauben, mit Maulwurfsaugen mehr ſehen zu können als 
aufrecht ſtehende Leute mit offenen Augen“. Die Frage, ob das fortſchrei⸗ 
tende Auslaufen des Kapitalismus ins Monopol zu einer faſt Alle und 
Alles bedrohenden Geldherrſchaft führen ſoll, die in der Geſchichte bisher 
immer den Anfang des Endes oder doch einen längeren Verfall der Nationen 
bedeutet hat, ob es nothwendig iſt, den Weltdeſpoten volkswirthſchaftlich und 
ſonſt immer „weiter wüſten“ zu laſſen, ob es nicht möglich wäre, die unge⸗ 
heure Gefahr durch theilweiſe und nach wirklichem Bedürfniß langſam vor 
ſich gehende, kein wohlerworbenes Recht verletzende Einführung öffentlicher — 
nicht ſtaatlicher — Produktionkorporationen und Umſatzanſtalten zu beſchwören, 
nicht nur dem Verfall zu wehren, ſondern weiterem wirthſchaftgeſchicht⸗ 
lichen Fortſchritt die Bahn frei zu machen —: dieſe Frage iſt heute noch 
viel unumgänglicher als vor vierzig Jahren, da wir ſie zu diskutiren an⸗ 
fingen. Sie kann nach meiner unmaßgeblichen Anſicht von einer weiter⸗ 
blickenden Staatskunſt, die über die Weisheit des Vogels Strauß hinaus iſt, 
gar nicht mehr bei Seite geſchoben worden. Mehr oder weniger öffentliche 
Zuſammenfaſſung der produktiven Kräfte iſt wenigſtens nach einiger Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit ſo unausbleiblich wie die immer machtvollere, unaufhaltſame 
Zuſammenfaſſung durch eine bald ſchon zu rieſigen Dimenſionen ange⸗ 
ſchwollene Genoſſenſchaftbewegung; wenigſtens iſt ſie denkbar und diskutirbar. 
Nicht die ſozialdemokratiſchen Lohnarbeiter, ſondern die Großkapitale, die Geld⸗ 
könige und die Rieſenvermögen ſelbſt ſcheinen von der Geſchichte berufen zu 
ſein, eine über ſie hinausführende Volkswirthſchaft unbewußt herbeizuführen. 
Da iſt nichts abſtrakte Theorie, ſondern Alles handgreifliche Wirklichkeit. 
Es iſt jedoch kein „Meduſenhaupt“, dem die Wiſſenſchaft und die Staats 
kunſt hier ins Antlitz zu ſchauen haben. In der Volkswirthſchaft würde nur 
kommen, was überall in anderen Bereichen des Volkslebens neben den Privat 
anſtalten ſchon da iſt und dort nur früher kommen mußte: mehr öffent 
liche Zuſammenfaſſung der vereinzelten Kräfte für die Ausrichtung des wirklich 
auf öffentliche Gemeinſchaft angelegten Theiles der verſchiedenen Sozial⸗ 
funktionen. Mir iſt es heute noch weniger als vor einigen Jahrzehnten be⸗ 
greiflich, daß auch jene Schichten, die ſchon in der Stellung öffentlicher — 
akademiſcher, kirchlicher, pädagogiſcher, militäriſcher, kommunaler und civil⸗ 
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ſtaats dienſtlicher — Berufsarbeit ſtehen, bis zum Heulen und Zähneklappern 
ſich vom Kollektivismus aufregen laſſen. Dazu giebt der nicht illuſionäre 
Kollektivismus, wenn er überhaupt durchdränge, um ſo weniger Anlaß, als 
der Prozeß ſeiner Verwirklichung ein ſehr langſamer ſein müßte und der 
Gang ſeiner reformatoriſchen Durchführung ein völlig ſchonender wenigſtens 
fein kann. Die für die jetzt beſſer geſtellten Schichten in Ausſicht ſtehenden 
Verzichte auf Vortheile würden wahrſcheinlich ein unendlich kleineres Uebel 
darſtellen, als es vernichtende Umſturzverſuche ſein würden. Die Gefahren eines 
ungezügelt monopoliſtiſchen Kapitalismus find ſelbſt das größere Uebel; er 
läßt — den Fideikommißbeſitz ausgenommen — kein Familieneigenthum auch 
nur bis in die dritte Generation hinein gefichert erſcheinen, bedroht alle Klaſſen 
der Civiliſation vom Staat bis zur Wiſſenſchaft mit Knechtſchaft gegen die 
Geldmacht weniger Millionäre und Milliardäre. Wenn der Staat ſelbſt ſchon 
durch den Konſtitutionalismus aufgehört hat, erblicher Privatzubehör einiger be⸗ 
vorzugter Familien zu fein, wenn die Beamten ſchon lange nicht mehr „servi 
majores“ und „servi minores“ find, wie es die Miniſterialen und Off: 
zialen der Feudalzeit und der Frohnhöfe waren: was iſt es denn, wenn das 
Gemeinweſen veranlaßt wird, auch den Maſſen des wirthſchaftlich beſchäftigten 
Volkes den Adel eines unmittelbaren, nach der Rangordnung der tüchtigeren 
Leiſtung bezahlten, nicht bureaukratiſch und nicht ſtaatlich, ſondern ſelbſtändig 
und gut demokratiſch eingerichteten öffentlichen Berufsdienſtes mehr oder weniger 
31 verſchaffen? Für die ruhige wiſſenſchaftliche und ſtaatsmänniſche Auffaffung 
trägt wenigſtens unſer Kollektivismus kein Meduſenhaupt. Die öffentliche wie 
die freigenoſſenſchaftliche Sozialiſirung des Hauptſtammes jeder Art geſellſchaft⸗ 
licher Funktionen iſt — fo ſchloß ich meine Erörterung — an ſich ein uralter, 
wenn auch noch auf keinem Gebiet vollkommen durchgeführter Prozeß. Sie 
bedeutet die Ueberführung weſentlicher Theile aller Arten ſozialer Selbfter: 
haltungthätigkeit aus der früher ausſchließend familienrechtlichen und privat⸗ 
rechtlichen Geſtaltung in Inſtitutionen des öffentlichen Rechtes, wohlgemerkt 
des öffentlichen, nicht nothwendig und allein des Staatsrechtes, womit der 
alberne Vorwurf fällt, daß der Kollektivismus nur eentraliſtiſcher Staats⸗ 
ko nmunismus ſein könne. In Kirche, Staat, Schule, Wiſſenſchaft ſteht das 
Peinz'p des Kollektivismus ſchon in leibhaftiger Wirkſamkeit und in der Volks⸗ 
wirihſchaft kommt es aus beſtimmten Gründen (II 337f.) nur ſpäter zum 
Durchbruch. Gälte es als Fortſchritt, wenn alle Kleriker wieder auf die 
Selbſtändigkeit des Hausgeiſtlichen kämen, wenn alle Lehrer wieder Haus⸗ 
ſklaven oder Freigelaſſene oder „Schulknechte“, wenn alle Staatsbeamten wieder 
Miniſterialen und Hofbediente werden ſollten, d. h. wenn das reine und aus⸗ 
ſchließende Privat⸗ und Familieneigenthum an ſämmtlichen Sozialfunktionen 
wiederhergeſtellt werden würde? Wäre Das ein Fortſchritt zur Freiheit und 
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nicht vielmehr ein ungeheuerlicher Rückſchritt zur Unfreiheit? Wer Das 
verneinte und dann immer noch feine Kinder lieber Berufsbeamte als „freie“ 
Lohnarbeiter im Privatdienſt werden ließe, würde mit feinem Thun fein Reden 
Lügen ſtrafen, mit dem Munde Individualiſt, in der Praxis Kollektiviſt ſein. 
Alles kommt nur darauf an, die Weiterentwickelung der Volkswirth⸗ 
ſchaft, welche Formen ſie unter dem mitbeſtimmenden Einfluß weiterer Ent⸗ 
wickelung der Technik auch annehme, ſich ohne Umſturz vollziehen, namentlich 
aber die jedenfalls nur theilweiſe durchbrechende Weiterentwickelung auf die 
fortbeftehenden Gebiete der bisherigen Wirthſchaftordnungen günſtig zurück⸗ 
wirken zu laſſen. Reinhold hätte nur dann das Recht, uns „die Bekämpfung 
des Beſtehenden“ vorzuwerfen, wenn er uns beweiſen würde — was er uns 
nicht bewieſen hat und gar nicht beweiſen kann —, daß die Sonne des geſchicht⸗ 
lichen Fortſchrittes im mammoniſtiſchen Thal Ajalon zum Stillſtand kommen 
müſſe, daß der Kapitalismus das einzige Kind des Chronos ſei, das der 
Vater nicht wieder aufzehren dürfe, daß die geprieſene alte Weisheit, wonach 
die Erhaltung nur als ſtetigliche Fortbildung — conservatio continua 
ereatio! — ſtatthaben könne, nur in unſeren Tagen zur Narrheit geworden 
ſei, kurz, daß die Geſchichte darin beſtanden habe, nichts, was Fortſchritt heißt, 
geſchehen zu laſſen. Dann ſind aber nicht nur wir, ſondern auch alle pro⸗ 
duktiven Staatsmänner zuchthauswürdige Verbrecher geweſen und einer unſerer 
beſten Hiſtoriker, Droyſen, war ein Thor, da er ſagte: „In der Bewegung 
der ſittlichen Welt die neuen Gedanken zu ahnen, auszuſprechen, zu verwirk⸗ 
lichen, iſt die geſchichtliche Größe; ſie beſteht darin, Namen zu geben der 
rollenden Zeit.“ Die Weiterentwickelung kann ohne Umſturz geſchehen, die 
geſchichtlichen Prozeſſe poſitiver Bildungen öffentlichen Rechtes können der nur 
verwüſtenden Umwälzung entzogen werden und das ganze Beſtreben des 
Gelehrten⸗Sozialismus iſt darauf gerichtet, zerſtörende Revolutionen zu ver: 
hüten. Dem bloßen Umſturz, dem allgemeinen Kladderadatſch haben wir von 
je her die Möglichkeit auch nur des geringſten Erfolges poſitiver, dauernder Neu⸗ 
bildungen abgeſprochen; darüber, daß auch die wüthendſten Revolutionäre 
nicht im Stande ſind, die Geſellſchaft auf einmal und für immer von unterſt 
zu oberſt zu kehren, brauchten und verdienten wir eine Belehrung durch Reinhold 
wirklich nicht. Solchen Wahnglauben haben wir nie gehegt, ſondern nur 
darauf hingewieſen, daß Umſturzverſuche zwar nie Neues ſchaffen, aber ſchon 
in Wochen und Tagen ſo ungeheure Zerſtörungen anrichten können, daß man 
am Beſten durch bewußte Fortbildung des Beſtehenden ihnen vorbeugt. Dieſe 
Anſicht darf uns am Wenigſten Reinhold verargen, der einmal in Freiheit 
geſetzt geweſene Sklaven als blutlechzende Beſtien bezeichnet. Auch nach unſerer 
Anſicht kann die poſitive ſchöpferiſche Arbeit nur im Säuſeln des Windes, 
in der milden Reformtemperatur gedeihen, aber dem fruchtbaren Schaffen 
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können Stürme vorangehen, die wir eben vermieden ſehen möchten. Nach 
meiner ausgeſprochenen und (2. A. II, 335) begründeten Anſicht iſt unter allen 
konſervativen Illusionen keine fo trügeriſch wie die, welche einem Mehr an 
öffentlicher Produktiongemeinſchaft jede geſchichtliche Möglichkeit deshalb ab⸗ 
ſtreitet, weil der Kollektivismus Alles auf einmal auf feine Töpferſcheibe 
fegen, überall auf einmal anfangen und daher im Ganzen ſcheitern müſſe; 
vielmehr ift nur das Gegentheil hiervon denkbar und von uns gedacht worden. 
Nicht nur für die Maſſe der Arbeiter in Stadt und Land, ſondern ſelbſt 
für Millionen Kleinbeſitzer, die Bauern nicht ausgenommen, daher auch für 
den Staat, namentlich den königiſchen, kann unabweisbar es ein Intereſſe 
werden, mit dem nicht illuſionären Sozialismus ſich abzufinden. Am harten 
Bauernſchädel wird nur die revolutionäre Umſturzträumerei ſtets abprallen, 
nicht auch die von ſtarken öffentlichen Gewalten vertretene Sozialreform. 
Die Möglichkeit und Wahrſcheinlichkeit von immer mehr freigenoſſen⸗ 
ſchaftlicher, aber auch von öffentlicher Produktiongemeinſchaft hat ſich für mein 
Denken zuerſt aus der Anſchauung einzelner Thatſachen ergeben, die ſich vor 
unſeren Augen eingeſtellt haben und immer weitere Steigerung erfahren. Ich 
vermochte dann aber die Eventualität einiger Ausbreitung kollektiviſtiſcher Bil: 
dungen um ſo weniger als Vorſchwebung phantaſtiſchen Träumens rundweg ab⸗ 
zuweiſen, nachdem ich mich gefragt hatte, ob Geſtaltungen öffentlicher Pro⸗ 
duktiongemeinſchaft mit dem allgemeinen Geſetz der ſozialen Entwickelung im 
Widerſpruch ſtehen. Dieſe Frage vermochte ich um ſo weniger zu bejahen, 
je mehr ich mich mit dieſem Geſetz beſchäftigte. Die beſondere Anwendung 
des allgemeinen Entwickelungsgeſetzes — des Geſetzes ſozialer Entwickelung 
durch ausleſende Daſeinskämpfe — auf das beſondere Sozialgebiet der ma⸗ 
teriellen Güterverſorgung, auf die Volkswirthſchaft, ſchließt, wenn ich es richtig 
verſtehe und anwende, das frühere oder ſpätere Weiterwachſen in öffentliche 
. oduktiongemeinſchaft hinein keineswegs aus. Die Nöthigung zur Wirthlich⸗ 
keit iſt eine allgemeine; je mehr man mit vorhandenen Kräften haushält, deſto 
mehr ſteigt Das, was Jeder ſucht, die Macht, zu leben und immer beſſer zu leben, 
für das Volk im Ganzen wie für die Einzelnen. Das Gebot der Wirthlich⸗ 
keit tritt aber auf dem Gebiete der Herſtellung der zum Leben nothwendigen 
Sachgüter, d. h. in der Volkswirthſchaft, als die Nöthigung, mit möglichſt ge⸗ 
ringen Koſten an Arbeit und an Kapitalsſubſtanz möglichſt viel Ertrag und 
Emkommen zu erlangen, beſonders drängend hervor. Die nie aufhörenden 
Kämpfe der Menſchen mit der Natur in der Produktion wie die ununter⸗ 
brochenen Erwerbskämpfe der Menſchen unter einander um die Vertheilung der 
Güter fordern immer ausgedehntere und intenſivere Zuſammenfaſſung von 
Einzelkräften, immer mehr Arbeitstheilung und Arbeitvereinigung, immer höhere 
und weitere Gruppenbildungen. Der heutige Prozeß wachſender Konzentration 
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des Kapitals und das Auslaufen der Konkurrenz der Privatkapitale in Privat⸗ 
und Genoſſenſchaftmonopole iſt nur die neueſte, höchſte Steigerung einer ent⸗ 
wickelungsgeſetzlich allgemeinen und nothwendigen Thatſache. Dieſer Prozeß 
iſt für uns kein Ergebniß abſtrakter Deduktion nach dem logiſchen Dreitakt 
des Hegelianismus, auch nicht eine Folgerung aus der Mehrwerththeorie, ſon⸗ 
dern eine von der geſchichtlichen Erfahrung beſtätigte Wirkung des ſozialen 
Entwickelungsgeſetzes im Allgemeinen und der beſonderen Anwendung dieſes 
Geſetzes auf die materielle Güterverſorgung, die Volkswirthſchaft, den So⸗ 
zialſtoffwechſel. Sieg und Forterhaltung in den materiellen Daſeins⸗ 
kämpfen ſind bedingt durch die Bildung immer größerer Zuſammenfaſſungen 
von Kapital und Arbeit; jede Jahrescampagne der Volkswirthſchaft hinterläßt 
immer ſtärkere Wirthſchaftmächte und nöthigt Alle zur Führung des Daſeins⸗ 
kampfes mit immer größerer Macht, was nur von Einzelnen für ſich allein, 
allgemeiner nur durch Vereinigung der Einzelkräfte, durch private oder öffent: 
liche, aber immer gewaltigere Beſtände an Produftionmitteln erreicht werden 
kann.. Vite, ub) wick zw. it. Ve dam Mrklloontegeguegegntden Meike, 
und des ſeinem Ende zueilenden Mittelalters, iſt der Prozeß der Kapital⸗ 
anhäufung fo gewaltig und mit ſolcher reißenden Schnelligkeit vor ſich ge⸗ 
gangen wie in unſeren Tagen. 

Die poſitiven Geſtaltungen, die aus der jetzigen Richtung der volks⸗ 
wirthſchaftlichen Geſchäftskonzentration hervorgehen werden, genau und im 
Einzelnen vorauszuſagen, iſt zwar ſo unmöglich, wie die Einzelvorausſicht 
in jeder früheren Phaſe der volkswirthſchaftlichen Entwickelung es war; wir 
haben auch gar nichts prophezeit, obwohl Reinhold befliſſen iſt, uns und ins⸗ 
beſondere mir durch die nach beiden Seiten unrichtige Zuſammenſtellung mit 
Engels das Zeichen falſcher Prophetie anzuheften. Darum iſt die ſcharfe 
Beobachtung, in der die Entwickelung jeder Zeit treibt, dennoch keine „müſſige“, 
geſchweige frivole oder charlatanhafte Gedankenſpielerei. Man kann nicht em⸗ 
ſig genug beobachten, man muß immer aufs Neue beobachten, um nach den 
für jede Zeit gegebenen Umſtänden das richtige wiſſenſchaftliche Licht für die 
geſtaltende Politik zu gewinnen; mit Reinholds heiliger Pilgerreiſe und der hegel⸗ 
ſchen „Idee“ als „einziger Wirklichkeit“ iſt da nichts zu erreichen. Im Einzelnen 
und Beſonderen hängt außer von dem moraliſchen Niveau der Zeit unbe⸗ 
rechenbar Vieles von der Weiterentwickelung der Technik ab. Für die weiteren 
Triumphe der Technik iſt aber heute noch kein Ende abzuſehen. Ihre letzten großen 
Errungenſchaften, Elektrotechnik und Telephonie, mögen einer größeren Decentrali⸗ 
ſation in der Gliederung der Geſchäfte, einer räumlichen Wiederverknüpfung 
von Haushaltung und Produktionthätigkeit Vorſchub leiſten. Die ſelben Fort⸗ 
ſchritte der Technik können der häuslichen Beſchäftigung vieler jetzt mehr oder 
weniger brach gelegten und vergeudeten weiblichen Arbeitkräfte, vielleicht auch der 
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genoſſenſchaftlichen Gef ammterhaltung bäuerlicher Kleinbetriebe und einiger Zurück⸗ 
haltung von Händen ſelbſt beim Großgutbetrieb ſich günftig erweiſen; es mag ge⸗ 
lingen, mit Hilfe der genannten Errungenſchaften der Technik und im Zuſammen⸗ 
hang mit großer Reform des Wohnweſens der kleinen Leute die im Schwitz⸗ 
ſyſtem ſchmachtenden hausinduſtriellen Arbeiter zu erlöfen; relativ mag zer⸗ 
ſtreute Beſchäftigung dem Fabrikbetrieb gegenüber wieder mehr an Ausdehnung 
gewinnen. Was aber auch die Technik weiter bringen mag, ſo wird dagegen 
die Oekonomik, der unentfliehbare Zwang zu größter Wirthlichkeit, ihren bis⸗ 
herigen Gang der Konzentration aller, auch der zerſtreuten Beſchäftigung, den 
Drang zu großgeſchäftlichem Produziren und Abſatz nicht rückgängig machen; 
die ſteigende Aufſtapelung von Kapital und Arbeit wird durch alle weiteren 
Fortſchritte der Technik, namentlich der Verkehrstechnik, nur noch zunehmen 
können. Je mehr relative Selbſtändigkeit aller Theilnehmer an größeren Pro⸗ 
duktiongemeinſchaften wiedergewonnen, je mehr Einzelintereſſe für die Geſammt⸗ 
arbeit in jedem Mitproduzenten erweckt werden wird, deſto mehr mag Pro= 
duktion in öffentlicher Berufsarbeit erforderlich werden. Mit gutem Grund 
richtet ſich zur Zeit die nationalökonomiſche Aufmerkſamkeit auf die thatſäch⸗ 
lichen Monopole aller Art. Die Kartelle, Syndikate, Truſts u. ſ. w. haben 
unleugbar Lichtſeiten; ſie geſtatten, die Kapitalsvergeudungen der Konkurrenz⸗ 
anarchie zu vermeiden und eine für Arbeit und Kapital wohlthätige Plan⸗ 
mäßigkeit der Produktion zu erreichen. Sie ſteigern aber auch die Macht zur 
Ausbeutung der Lohnarbeiter und aller Konſumenten. Ob es der freien 
Gegenvereinigung der Lohnarbeiter in den Koalitionen und der Gegenver⸗ 
einigung der Konſumenten in den Wirthſchaftgenoſſenſchaften allein und aus: 
reichend gelingen kann, der monopoliſtiſchen Ausbeutung durch Wenige mit Er⸗ 
folg die Stirn zu bieten, iſt namentlich hinſichtlich des Preiſes der unent⸗ 
behrlichen Sachgüter ſehr fraglich. Die Monopole können da ſchon eine 
volkswirthſchaftliche, geſchweige politiſche und ſonſtige Nothwendigkeit ergeben, 
in der Richtung auf öffentliche Produktion weiter auszugreifen. 

Dieſe ganze Auffaſſung habe ich angeſichts der klaren Thatſachen zeit⸗ 
genöſſiſcher Entwickelung vertreten. Im Licht der allgemeinen Entwickelung⸗ 
lehre habe ich das Koalitionweſen beider Klaſſen, die Kartell⸗, Truſt⸗, Ring⸗ 
und Bazarbildung, ſowie die ganze bald unüberſehbare Genoſſenſchaftbewegung, 
den Drang einer nationalgenoſſenſchaftlichen Zuſammenfaſſung auch der Land: 
wirthſchaft aufzufaſſen und für die Praxis der Politik erfaßbar zu machen 
geſucht. Von müſſiger Spielerei und metaphyſiſcher Hirnweberei iſt nicht die 
Rede, wenn für große Zeitprobleme praktiſche Löſungen geſucht werden. Phan⸗ 
taſtiſche Ideologie und praktiſcher Idealismus oder, wie Reinhold mißver⸗ 
ſtändlich ſagt, „praktischer Optimismus“ find himmelweit verſchiedene Dinge. 
Der praktiſche, den hiſtoriſchen Boden feſthaltende Idealismus wird darin be- 
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ſtehen, für die in den Zeitgenoſſen ſchon lebendigen Intereſſen, für die zum 
geſchichtlichen Fortſchritte drängenden Beſtrebungen klare Gedanken zu ge⸗ 
winnen, für die politiſch gegebenen Probleme praktiſch ausführbare Ideale zu 
formuliren, welche „die Wirklichkeit auf Diſtanz“ bedeuten. Das muß um⸗ 
ſichtig und kann von der Wiſſenſchaft nur hypothetiſch geſchehen; ſelbſt dem 
praktiſchen Staatsmann iſt dabei große Reſerve geboten und ich perſönlich 
möchte die Methode des Experimentes, die Reinhold rechtfertigt, ſtets mit der 
äußerſten Vorſicht in der Sozialpolitik angewendet wiſſen. Es kann nicht 
fehlen, daß der praktiſche Idealismus auch zu mehr oder weniger falſchen 
Vorſchlägen ſich verirrt. Ich ſelbſt lehne eine Reihe ſolcher Vorſchläge ab, 
z. B. den Staatsſozialismus, d. h. alle Verſtaatlichung, fo weit ſie nicht 
unerläßliches Mittel für die eigenſten Staatsfunktionen iſt; Verſtaatlichung 
und Veranſtaltlichung ſind für mich nicht gleichbedeutende Dinge; weiter das 
famoſe Miterbrecht des Staates am Privat: und Familieneigenthum; ich ver⸗ 
werfe jede maßgebende Verlegung der Sozialpolitik in die Finanz-, insbe⸗ 
ſondere in die Steuerpolitik; eben ſo die Nationaliſirung des Grundeigen⸗ 
thumes, ſei es nach den Theorien von Henry George und Flürſcheim, ſei es 
nach den praktiſchen Rezepten des erſten jüdiſchen Finanzminiſters im Buch 
Moſis I, 41 ff., ferner die Anwendung öffentlicher Zwangsbetriebsformen 
auch da, wo die freie Genoſſenſchaft und die Privatunternehmung beſſer, 
eben ſo gut oder wenigſtens leidlich den Dienſt thun. Der Kritiker jedes 
Vorſchlages in der Sozialpolitik hat aber die Pflicht, die Fehler auch zu er⸗ 
weiſen und durch praktiſchere Vorſchläge zu erſetzen. Das aber thut Rein⸗ 
hold mir gegenüber nicht. Keinen einzigen meiner kritiſchen Hauptanwürfe 
gegen den dem Monopol zueilenden Kapitalismus, keine der hypothetiſch er⸗ 
örterten poſitiven Grundreformen und der dafür vorausgeſehenen Folgen faßt 
Reinhold auch nur mit einem Worte an. Er müßte ſie doch alle als Hirn⸗ 
geſpinnſte zuvor dargethan und dafür die eigenen peſſimiſtiſchen Träumereien 
als die volle Wirklichkeit erwieſen haben, ehe er ſich gegen uns den Vorwurf 
erlaubt, daß wir friſchweg die Steigerung der Idee ins Unendliche behaupten, 
d. h. daß wir mit der Sozialreform Phantaſieſport treiben. Die Behauptung, 
alle Sozialiſten ſeien Ideologen, auch diejenigen, die nach Reinhold eigentlich 
keine ſind, genügt ihm: dixi! Bei ſolchem Andichten läßt es ſich dann 
freilich leicht ſo darſtellen, als ob unſere Sozialreform reiner cant, geräuſch⸗ 
voller Schwindel ſei, daß wir uns als jedes poſitiven Gedankens baar, als 
impotent und bankerott, als Schön⸗ und Bauchredner „leerer Worte“ er: 
wieſen haben. Reinhold unterſtützt ſeinen Beweis unſerer ſozialpolitiſchen 
Nichtigkeit durch ein wohlberechnetes Manöver des Totſchweigens. Mit keinem 
Wörtchen erwähnt er, daß ich auf die allgemeine Arbeiterverſicherung, die 
ſelbſt nach Reinhold nicht zum cant gehört, ſowohl praktiſch als theoretiſch, 
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ſowohl in der geſetzgeberiſchen als in der wiſſenſchaftlichen Formulirung 
einen — urkundlich erweisbaren und Reinhold gewiß nicht unbekannten — 
Einfluß geübt habe. Meinen Vorſchlag einer fundamentalen genoſſenſchaft⸗ 
lichen Kreditreform nach dem Grundſatz der Verſchuldungsgrenze, den ich 
zuerſt gemacht habe, ignorirt er ebenfalls; von dieſem Vorſchlag hat ſelbſt 
Herr Dr. Miquel im Landtage bemerkt, daß man nicht wiſſen könne, ob mir 
nicht die Zeit noch Recht geben werde. 

Dürften wir auf ein langes Gedächtniß der Leſer und Gönner Rein⸗ 
holds mit eben der Zuverſichtlichkeit uns verlaſſen, wie Reinhold auf ihr kurzes 


Gedächtniß zu bauen ſcheint, ſo könnten wir uns die Quälerei abermaliger 
Widerlegung unſerer angeblichen Ideologie einfach erſparen. Er ſagt ja ge⸗ 
legentlich vor feinen Leſern ſelbſt, daß wir nicht dem ideologiſchen Idealismus 
huldigen. Mir hat er wörtlich bezeugt, daß bei mir von „Ideologie“ und 
„Profeſſorenweisheit“ nicht die Rede ſei. Die Sozialdemokratie ſoll ich 
„tötlich getroffen“, gegen fie „die ganze Wahrheit mit Feuerzungen geredet“ 
haben. Reinhold kann ſich mir gegenüber nicht dahinter verſchanzen, daß die 
von ihm angeführte Stelle in meiner „Ausſichtloſigkeit “ ſich finde, nicht aber 
in „Bau und Leben des ſozialen Körpers“. Ich habe auch früher nicht als 
„ſozialreformfreundlicher und enthuſiaſtiſcher Jüngling“ geſchrieben. Alle meine 
Einwendungen gegen die Illuſionen des ſozialdemokratiſchen Kommunismus, 
die von Reinhold verwerthet werden, find ſchon in der erſten Auflage von „Bau 
und Leben“ eingehend begründet, wovon der Leſer durch den einfachen Blick 
auf die kurzen zugehörigen Schlußſtellen ſich überzeugen kann. Ich ſtand im 
zweiundvierzigſten Lebensjahr und war im Beſitz einer reichen Anſchauung 
des praktiſchen Lebens, als ich die erſte Auflage ſchrieb, und habe, da ich mit 
fünfundſechzig Jahren mein Werk nochmals herausgeben konnte, kein Wort 
von meiner Auffaſſung zurückgenommen oder zurückzunehmen gehabt; ſelbſt 
in der „Quinteſſenz des Sozialismus“ hatte ich, obwohl ich da den Gedanken⸗ 
gehalt des ſozialdemokratiſchen Kollektivismus darzustellen und nicht zu kritiſtren 
hatte, nachdrücklichſt einen Kommunismus nach den Grundſätzen der utopiſtiſchen 
Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit als unausführbare Träumerei behandelt. 
Ich bin nicht nur nicht mehr, ich war nie ideologiſcher Sozialiſt. Wäre ich 
es aber in der erſten Auflage geweſen, ſo wäre ich es auch jetzt noch, da ich 
in der zweiten Auflage den Standpunkt der erſten Auflage wörtlich — und ich 
will es geſtehen: mit verſtärkter Ueberzeugung — feſtgehalten habe. Nicht nur 
mir, auch Adolph Wagner muß Reinhold am Schluß einräumen, daß er ein 
ideologiſcher Sozialiſt gar nicht iſt. „Zieht man,“ ſo ſagt er, „das Fazit 
der Unterſuchungen Wagners, fo läßt ſich die überraſchende, von Niemand 
erwartete Thatſache feſtſtellen, daß auch dieſer gelehrte Kathederſozialiſt mit 
beiden Füßen auf dem Boden der hiſtoriſchen Geſellſchaft ſteht und in faſt 
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allen und jedenfalls in den entſcheidenden Fragen über die Volkswirthſchaft 
des Eigenintereſſes nicht hinausgekommen iſt.“ Annähernd richtig iſt dieſe 
Bemerkung, überraſchend aber kann das „Fazit“ nur Dem ſein, der mit Vor⸗ 
urtheilen an Wagner herangetreten iſt. Und Aehnliches gilt von Marlo, von 
F. A. Lange, der die Unausführbarkeit der ſtaatsromantiſchen Ideologien aus⸗ 
drücklich betont, endlich von John Stuart Mill, obwohl er dem St. Simonismus 
in ſeiner Jugend perſönlich nah geſtanden hatte. Mill ſtellt ja ſchließlich in dem 
Wort, das Reinhold ſelbſt anführt, den nicht ideologiſchen Begriff der Frei⸗ 
heit entſcheidend dem Kommunismus gegenüber und ſagt: „Wenn eine Ver⸗ 
muthung gewagt werden darf, ſo ſcheint die Entſcheidung hauptſächlich von der 
einen Erwägung abzuhängen, welches der beiden Syſteme ſich mit der größten 
Ausdehnung der menſchlichen Freiheit und Entwickelung verträgt.“ 

Reinhold wärmt nun gegen den Gelehrten Sozialismus eine Reihe 
von Vorwürfen auf, die oft abgewieſen ſind und, was mich betrifft, bei dem 
flüchtigſten Blick auf ein paar Seiten der betreffenden Schlußausführungen 
meines Werkes ſich als aus der Luft gegriffen erweiſen. Ich nenne u. A.: 
die Inſinuation panökonomiſtiſcher Ueberſchätzung der materiellen gegenüber 
den ideellen Intereſſen, den Vorwurf ſozialer Stegreifſchöpfungen, den Vor⸗ 
wurf der Feindſchaft gegen alles Privateigenthum und der Ausſchließung alles 
öffentlichen Eigenthumes, das weder Staats: noch Kommunaleigenthum wäre, 
den Vorwurf, ein allgemeines Staats⸗Arbeitzuchthaus für Alle einrichten zu 
wollen, während ich doch auch für öffentliche Produktiongemeinſchaften die 
Regulirung aller Preiſe durch fortdauernden freien Wettbewerb aller Arbcit⸗ 
kräfte nach dem ſozialen Werth der individuellen Leiſtungen nachdrück⸗ 
lichſt betont habe, u. ſ. w. Ich darf mich darauf beſchränken, an den eigent⸗ 
lichen Unterſcheidunglehren, an den Forderungen der Freiheit, der Gleichheit, 
der Brüderlichkeit, an der Gemeinſchaftidee nachzuweiſen, daß wir und nicht 
Reinhold den Boden der geſchichtlichen Geſellſchaft unter den Füßen und die 
Natur des „wirklichen Menſchen“ für uns haben. Vorläufig will ich nur noch 
Etwas ſagen, das mich auch vor dem Verdacht ſchützen ſoll, als wollte ich 
durch erneute Abſtandnahme vom illuſionären Sozialismus den Gelehrten⸗ 
Sozialismus vor den Augen mächtiger Sozialreaktionäre weiß waſchen. 
Hätte ich, was zum Glück nicht der Fall iſt, in der Theorie nur die Wahl 
zwiſchen ſozialiſtiſchem Optimismus und kapitaliſtiſchem Peſſimismus, ſo würde 
ich dem erſten den Vorzug geben. Was man von Reinholds abſtrakt peſſimiſtiſcher 
Theorie nicht ſagen kann, gilt wenigſtens von den Illuſionären der ſozialiſtiſchen 
Weltverbeſſerung. Der optimiſtiſch ideologiſche Sozialismus ift nach Reinhold 
„eine der großartigſten Manifeſtationen der Idee“ und wieder nach Reinhold iſt „der 
Optimismus die Quelle jeder ſchöpferiſchen That, der Peſſimismus der Tod des 
aktiven Handels“. In der That haben die ſozialiſtiſchen Utopiſten eine gewaltige 
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Wirkung erzielt: fie haben die Maſſen mit Idealen erfüllt; fie haben gewaltige 
Triebkräfte für die praktiſch mögliche Sozialreform erweckt. Rouſſeau und der 
phyſiokratiſche Leibarzt Ludwigs des Fünfzehnten, Quesnay, waren die optimiſti⸗ 
ſchen Ideologen der Emanzipation des Dritten Standes und ſind dennoch 
Bahnbrecher der Bourgeoiſie und des Kapitalismus geworden, obwohl Das, 
was Ideologie an ihnen war, nicht in die Wirklichkeit überſetzt wurde noch je 
überſetzt werden kann. Die alten Stände des ancien régime hatten das 
Recht, die Lehren des contrat social und der Phyſiokratie ideologiſch ab⸗ 
ſtrakte Theorien zu nennen; dieſe Ideologien haben dennoch mächtig dazu beige⸗ 
tragen, die alte Geſellſchaft von Grund aus zu wandeln und ein neues, zu⸗ 
erſt kleinbürgerliches, bald und nothwendig großbürgerliches, „bourgeoiſes“ 
Zeitalter heraufzuführen. Deshalb darf man die Ideologien heutiger Wort⸗ 
führer des Vierten Standes auch nicht als Bagatelle behandeln; in abermals 
hundert Jahren — vielleicht früher, vielleicht fpäter — kann in der civili⸗ 
Nten Welt ein Zuſtand eingetreten fein, der heute fo wenig vorauszuſehen 
oder auch nur zu ahnen iſt, wie 1789 die jetzt herrſchende kapitaliſtiſche Ordnung 
zu ahnen war. Dieſer Zuftand mag über den Kapitalismus als nicht utopiſti⸗ 
ſcher Kollektivismus eben ſo weit hinausreichen wie das kapitaliſtiſche Bür⸗ 
gerzeitalter über die Geſellſchaft des alten vor 1789 beſtehenden Geſellſchaft⸗ 
zuſtandes. Von Allem, was Reinhold in ſeinem Buch geredet hat, iſt mir 
am Unverſtändlichſten geblieben, daß er dem Sozialismus jede Zukunft ab⸗ 
ſpricht, weil dieſer durch die erſte franzöſiſche Revolution hätte durchdringen 
müſſen, wenn er überhaupt möglich wäre. Die praktiſche Umgeſtaltung, die 
für die ideologiſche Umſturzbewegung der erſten Revolution ein halb bewußtes 
Ziel geweſen ift, nämlich die Emporhebung des Bürgerthumes neben und über 
den zwei alten Ständen, iſt in hundert Jahren vollſtändig zum Durchbruch 
gekommen. Das ſollte die heutigen Legitimiſten des Dritten Standes lehren, 
daß auf Erden Alles vergänglich iſt. F. A. Lange hat Recht, wenn er ſagt: „Unter 
allen Träumen ift der thörichteſte der, ſich die Verhältniſſe der Gegenwart verewigt 
zu denken. Der Traum eines Philiſters, der auf die Ewigkeit unferer Zuſtände 
hauptſächlich aus der Regelmäßigkeit ſchließt, mit der er mittags feine Suppe auf 
dem Tiſch findet, ift eben bedeutunglos, er iſt ein Ergebniß paſſiver Gedanken⸗ 
loſigkeit, während die Träume eines Plato, Thomas Morus und der neueren 
Kommuniſten doch wenigſtens durch Gedanken hervorgerufen ſind, die in der 
Menſchheit niemals ausſterben und die, obwohl ſie niemals zu völliger Verwirk⸗ 
lichung gelangen, doch auch niemals ohne Einfluß auf den Gang der Geſchichte 
bleiben.“ Und Reinhold ſagt es ja ſelbſt: „Der Idealismus iſt die Quelle jeder 
ſchöpferiſchen That, der Peſſimismus aber der Tod des aktiven Handelns.“ 


Stuttgart. 3 Albert Schaeffle. 
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Schulbureaufratie. 


Da wir am Ende des neunzehnten Jahrhunderts leben, weiß Jeder. 
Und doch muß man es ſich zuweilen mit beſonderem Nachdruck ſagen, 
weil man ſonſt glauben könnte, ins Mittelalter verſetzt zu ſein. Staunend 
greift man ſich an den Kopf mit dem Ruf: Iſt es denn möglich, daß heute 
Solches geſchehen kann? 

Aber was iſt denn geſchehen? O weiter nichts, als daß in den ge⸗ 
ſegneten Fluren des Leiſtenweins ein Schulmeiſter gehetzt worden iſt, von 
ſeinem Inſpektor nebſt deſſen Hilfstruppen. Was braucht man ſich da weiter 
aufzuregen? Es wird ihm ſchon recht geſchehen ſein. Iſt gewiß einer von 
der aufgeblaſenen, widerhaarigen Sorte geweſen, die Alles beſſer wiſſen und 
ſelbſt unſeren Herrgott meiſtern will. Da iſts durchaus nöthig, daß ein ſcharfes 
Regiment drüber kommt. Denn ſonſt — wohin kommen wir denn — 
u. ſ. w. u. ſ. w. 

Das iſt etwa die Rede des biederen Durchſchnittsphiliſters, der ſich 
zuweilen in den fürs Leben nöthigen Aerger hineinſprechen muß. Diesmal 
freilich hat er ſich ganz vergeblich ereifert. Denn der Lehrer, um den es ſich 
handelt, iſt nicht aus gewöhnlichem Holz geſchnitzt. Deshalb verlange ich 
nicht etwa eine Ausnahmeſtellung für ihn. Gewiß nicht. Nur ein Wenig 
Verſtändniß für ſeine Art, ſich zu geben und zu arbeiten. Das iſt doch wohl 
das Wenigſte, was man von einem chriſtlichen Schulinſpektor erwarten darf, 
daß er ein Herz hat für ſeine Lehrer; daß er jeden in ſeiner Eigenart zu 
nehmen weiß; daß er ſichs angelegen ſein läßt, mit Rath und That jedem 
beizuſpringen, wo es im Intereſſe der Jugendbildung nöthig iſt; daß er die 
Arbeitluſt ſeiner Lehrer wach zu halten und zu ſteigern verſteht. Wer Das 
nicht kann, wer nur den Herrſcher, den Schulpapſt herauszukehren vermag, 
Den ſollte man lieber im Strafarbeithaus anſtellen, als Aufſeher für Sträf⸗ 
linge. Ein Schulinſpektor, der ſich vornimmt, ſeine „Methode“ in der Schule 
durchzuführen, nach ſeinem Kopf allein Alles zu kommandiren, nach ſeiner 
Pfeife Alles tanzen zu laſſen, iſt ſehr weit davon entfernt, der Jugend zu 
dienen und ihren Erziehern zu helfen. Er hat nicht den Geiſt Peſtalozzis 
erfaßt. Die Schablone iſt ſein Ideal. Daß äußerlich Alles glatt geht, wie 
bei einer gut geölten Maſchine, iſt ſein Stolz. Am Liebſten ſind ihm die 
Lehrer, die keine eigene Meinung haben, im Gehorſam erfterben und Alles 
ohne Zögern willig ausführen, was befohlen wird. Wohl Denen, die ſich 
ſo glücklich entwickelt haben, daß ſie dem Geſetz der Anpaſſung auch in den 
ſchwierigſten Lagen gerecht werden können. Aber wehe dem Unglücklichen, 
der unter Mühe und Schweiß beſtrebt war, ſich eine eigene feſte pädagogiſche 
Ueberzeugung zu bilden, ſich ernſtliche Gedanken über ſeinen Erzieherberuf 
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zu machen, feine Unterrichtsarbeit fort und fort genau zu überdenken, um den 
beſten Weg für die Jugend zu finden, deren wahrhafte Förderung ſeine einzige 
Sorge iſt. Er hat ſich durchgerungen zu einem klaren Standpunkt; danach 
richtet er ſeine Arbeit ein; Das iſt ſeine Luſt, zu ſehen, wie ſicher die Kinder 
unter ſeiner Führung voranſchreiten; Das hebt ihn und macht ihn innerlich 
frei in der Tretmühle der täglichen Kleinarbeit. Und doch wehe ihm? Ja, 
wenn er das Unglück hat, unter einem Inſpektor zu arbeiten, deſſen höchſtes 
Ideal die Schablone iſt, der ſich damit brüſtet: „In meinem Bezirk giebt es 
nur eine Methode, die von mir für richtig befundene. Alles Andere iſt Ketzerei, 
muß mit Stumpf und Stiel ausgerottet werden. Wer aber widerstrebt, Der 
ſoll ſchon zahm gemacht werden. Dafür iſt ja die Temporalienſperre da...“ 

Sollte es aber wirklich ſolche Tyrannen geben? Sollte es möglich ſein, 
daß am Ende unſeres Jahrhunderts ein Schulinſpektor ſich einbilden könnte, daß 
er der methodiſchen Weisheit lester Schluß ſei und daß alle feine Unter⸗ 
gebenen ſich ihm zu beugen hätten? Der keine Ahnung davon hätte, welche 
Verwüſtungen er mit ſolcher Tyrannei anrichten kann? 

Ja, es iſt möglich. In dem würzburger Schulſtreit können wir dieſe 
Tragoedie verfolgen, den Kampf zwiſchen einer Inſpektion, die es auf Herr⸗ 
ſchaft und Unterwerfung abgeſehen hat, und einem Lehrer, der ſeinem päda⸗ 
gogiſchen Ideal nicht untreu werden will.) 

Faſſen wir das Prinzipielle des Streites ins Auge, Das, was auch 
weitere Kreiſe intereffiren dürfte, fo treffen wir auf die große, erufte Frage, 
wie weit die Herrſchaft des Staates auf dem Schulgebiet gehen dürfe. 
Dieſe Frage iſt nicht neu; ſie hat ihre Geſchichte, die ſich an die Namen 
Herbart, Fichte, Schleiermacher, W. von Humboldt, Mager und Dörpfeld 
knüpft. Sie hat auch unter der ſcharfen und eingehenden Beleuchtung dieſer 
Männer ihre ausreichende Beantwortung gefunden. Ich möchte ſie in folgende 
Punkte zuſammenfaſſen: 1. Der Staat iſt zwar der Schulherr und führt als 
ſolcher durch ſeine Organe die Aufſicht, aber ſeine Macht iſt hier naturgemäß eine 
beſchränkte, da fie auf die freiwillige Mitarbeit aller am Schulweſen bethei⸗ 
ligten Organe angewieſen iſt. 2. Dieſe freiwillige, aus innerer Luſt geborene 
Mitarbeit kann ſich nur da einſtellen, wo hinreichender Spielraum für freie, 
individuelle Bewegung gegeben iſt. 3. Deshalb wird der Staat als oberfte 


uber dieſen Kampf berichten uns drei Schriften: 1. F. A. Schröder, 
Die Rechtsunſicherheit der Volksſchullehrer und der Schulbureaukratismus. Leipzig, 
A. Hahn. 1898. 2. Dr. von Steidle, Die Wahrheit bezüglich des Falles Zillig 
in Würzburg. Würzburg, A. Göbel. 1898. 3. F. A. Schröder, Hofrath Dr. 
von Steidle und die Wahrheit im Fall Zillig in Würzburg. Leipzig, A. Hahn 
1898. (S. auch die Kammerverhandlungen in München, April 1898; Stenogr. 
Bericht No. 420/21. 


262 Die Zukunft. 


Centralſtelle für die Verwaltung der geiſtigen Güter der Nation wohl die 
Ziele für die verſchiedenen Schulgattungen feſtſtellen, auf deren Zuſammen⸗ 
wirken der Fortſchritt der nationalen Arbeit beruht. Er wird auch ſtets 
nachprüfen dürfen, ob dieſe Ziele erreicht werden, aber ein direkter Eingriff 
in die Wege, die zu dieſen Zielen hinführen, iſt nicht zu empfehlen, weil da⸗ 
durch leicht ein Zwang ausgeübt werden kann, der die Arbeitluſt und Freu⸗ 
digkeit untergräbt und mancherlei Konflikte heraufbeſchwört. 

Leider hat der Thatendrang unſerer Schulinſpektionen nicht ſelten die 
Grenzen verwiſcht, die durch die Natur der Sache ſelbſt gezogen ſind. Er 
iſt über die Grenzen hinausgedrungen in Gebiete, die ihm verſchloſſen ſein 
ſollten. Da darf man ſich nicht wundern, wenn der Widerſpruch ſich regt. 
Denn je tüchtiger der Lehrer iſt, um ſo ſchärfer ſchlägt fein pädagogiſches 
Gewiſſen. Handlangern gegenüber braucht man nicht beſorgt zu ſein. Sie 
thun, was ihnen befohlen wird. Aber ſelbſtändige Naturen, die ihre Lebens⸗ 
arbeit mit Gewiſſenhaftigkeit, Treue und Einſicht vollziehen, fühlen ſich ge⸗ 
drungen, die Befehle, die ihrer Arbeit von außen her eine beſtimmte Richtung 
geben wollen, an der eigenen Ueberzeugung zu meſſen. Stimmt Beides überein, 
ſo wird es gehen. Stehen ſie ſich aber ſchroff gegenüber, dann wird der 
charaktervolle Lehrer widerſprechen, wenn er nicht mit ſich in Wider⸗ 
ſpruch gerathen will. Die Klugheit allerdings räth ihm, zu ſchweigen, aber 
ſein Gewiſſen treibt ihn, zu reden. Eine einſichtvolle Inſpektion wird Das 
auch willkommen heißen, — eine Inſpektion, die ſich auf Gründe und Unter⸗ 
ſuchung der Gründe einläßt. Sie wird dann leicht auch über manche Schärfen, 
ja Uebertreibungen des Lehrers hinwegſehen können, wenn ſie nur die 
Ueberzeugung hat, daß er mit aller Hingabe ſeines Herzens für die ihm an⸗ 
vertraute Jugend ſorgt, in Führung und Unterricht. Wenn freilich die Macht 
allein gebieten ſoll, dann verhüllt die Gerechtigkeit ihr Haupt. In dem würz⸗ 
burger Schulſtreit iſt es geſchehen. Er iſt ein typiſches Beiſpiel dafür, wie 
der Bureaukratismus alles friſche, ſelbſtändige Streben lähmt und dadurch 
die Sache ſchädigt, die er zu fördern meint. Kaum auf irgend einem Gebiet 
dürften ſeine verheerenden Wirkungen ſo verderblich ſein wie auf dem des 
Schulweſens. In der Schule kommt es vor Allem auf den frei ſchaffenden 
und geſtaltenden Geiſt des Lehrers an. Die ſchöpferiſche Thätigkeit des Lehrers 
iſt das belebende Element, das durch rechte Aufſicht geſtärkt werden ſoll, durch 
Machtſprüche von oben aber nur zu oft gelähmt wird. Solche Einſicht ver⸗ 
langen wir von der Schulbehörde. Selbſt wenn im würzburger Schulſtreit. 
des Lehrers Verhalten nicht ganz einwandfrei geweſen ſein mag, ſo liegt die 
Hauptſchuld doch auf der Seite der Schulinſpektion, die ſich unfähig gezeigt hat, 
die Kraft des Lehrers Zillig an die rechte Stelle zu ſetzen, ſie in rechter Weiſe 
zu fördern und im Dienſte der Jugenderziehung zu voller Entfaltung zu bringen. 


Jena. Profeſſor Wilhelm Rein. 
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5 Die beiden Pilger. 

8 ine Felswand fiel mehrere hundert Fuß ſteil ab wie eine Mauer. Ungefähr 

in ihrer Mitte führte ein ſchmaler Pfad, gerade breit genug für eine einzige 
Perſon. Er war faſt ganz in den Felſen hineingehauen und nur ſelten benutzte 
er einen ſchmalen natürlichen Vorſprung. 

Das Geſtein war nackt und braun. Aber zuweilen hing eine dünne 
Brombeerranke nieder und ftreifte den Hut des Wanderers. Dieſe Felſenwand 
zog ſich wohl zwei Stunden weit hin. An ihrem Fuß dehnte ſich ein Thal 
aus, das lachte. Da waren weite hellgrüne Wieſenflächen, zwiſchen denen ſich 
der ſilberne Strom hinzog, und geradlinige Aecker, die braun oder goldgelb waren; 
und ganz weithin erhob ſich ſchroff eine zweite Wand gegen den dunkelblau leuch⸗ 
tenden Himmel; auch ſie war nackt und braun und nur oben war ein ganz dünner 
dunkler Strich gegen den Himmel, Das war der Wald. In der Mitte des 
Thals, an dem Strom, lag das Kloſter, das aus braunen Steinen gebaut war 
und in dem Glocken läuteten. 

Der Felſenweg durfte nur abwechſelnd den einen und den anderen Tag 
von der einen und der anderen Seite begangen werden, damit ſich nicht zwei 
Wanderer mitten auf ihm trafen; denn weil er zu ſchmal war, konnte Keiner an 
den Anderen vorbei; und es war auch nicht möglich, auf ihm umzukehren. 

Nun gingen eines Tages gleichzeitig zwei Pilgersleute von den entgegen⸗ 
geſetzten Seiten auf den Weg. Jeder trug einen Muſchelhut, einen braunen 
Mantel und Sandalen; in der Hand hielt Jeder einen mit Eiſen beſchlagenen 
Pilgerſtab. In der Mitte des Weges trafen ſie einander. Da hing eine blühende 
Ranke herab, um die Bienen ſummten. Die Pilger blickten einander ins Auge 
und es fand ſich, daß ſie ſich gleich ſahen wie Zwillinge. Sie verſanken in gegen⸗ 
ſeitige Betrachtung. Die Sonne ſtand in der Mitte des blauen Himmelsbogens 
und es blitzte viel in dem Fluß unten. Während ſie einander ins Auge blickten, 
bemerkte Jeder, daß der Andere immer die ſelbe Bewegung machte wie er ſelbſt, 
als ob der Eine immer des Anderen Spiegelbild ſei. . . Und plötzlich wußten fie 
auch, daß Jeder vom Anderen Alles wußte und daß Das genau das Selbe war, 
was ſie Beide in ſich hatten und was ihnen früher geſchehen war. Da wurde es 
Jedem klar, daß der Andere er ſelbſt ſei; und ſie gingen mit zitternden Knien 
auf einander zu; aber in einer Spanne Entfernung blieben ſie dann wieder ſtehen, 
denn Jeder ſpürte deutlich, daß der Andere genau ein wirklicher Anderer war. 

Zwiſchen ihnen hing die Brombeerranke; und ihre Blüthen und zackigen 
Blätter zeichneten ſich als Schatten auf der Wand ab. 

Sie ſchwiegen lange und ſahen einander traumverloren ins Geſicht. Und 
nach einer langen Weile tönte ganz dünn von unten herauf das Läuten der 
Kloſterglocken; ihre Lippen bewegten ſich leiſe zum Gebet, während ſie eng, mit 
herabhängendem Arm, an die ſteile Wand gepreßt ſtanden. Ein dünner Rauch, 
durchſichtig blau, kräuſelte ſich vom Kloſter in die Luft. 

Sie dachten auch, wie es wäre, wenn ſie durch die Luft hindurchſchritten, 
wie auf einer kriſtallenen Brücke, über das Thal mit dem Fluß, den Aeckern, 
dem Kloſter, zum jenſeitigen Gebirge. 

Das aber quälte doch Jeden am Meiſten: ob der Andere wirklich er ſelbſt 
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ſei oder wirklich ein Anderer; und wenn er er ſelbſt, was er denn dann ſei? 
Jeder wußte: ſie waren geſtern Abend bei frommen Leuten eingekehrt und dann 
waren ſie heute früh mit einem Segensſpruch weiter gewandert; er und der 
Andere, ſie waren viele Monate gepilgert; ſie hatten am Heiligen Grabe gekniet. 
Aber damals war es doch nur Einer geweſen, der Andere war noch nicht da; 
und wie war denn Das möglich, daß er ihn nicht hätte bemerken ſollen? 

Da hörten fie Hinter ſich ein leiſes, vorſichtiges Tappen, wie von San⸗ 
dalen, und dann eine freundliche Stimme, die ſprach: „Geh weiter, Brüderlein, 
geh vorwärts, Brüderlein.“ Hinter Jedem von Beiden ſtand wiederum ein 
Pilgersmann, der genau ſo ausſah wie ſie: in Muſchelhut und braunem Mantel 
und Sandalen und mit langem, grauem Bart. Als alle Vier einander erblickten, 
glitt das Entſetzen über ihr Geſicht. 

Und dann kamen weitere Pilger; und ſie hörten wieder die Worte: „Geh 
weiter, Brüderlein, geh vorwärts, Brüderlein,“ — und es durchſchauerte ſie, 
während die freundliche Sonne vom Himmel lachte und unten geradlinige Felder 
lagen. Immer mehr Pilger kamen von beiden Seiten; „Brüderlein, Brüderlein“ 
wurde von hellen, freundlichen Stimmen gerufen; und ſonſt war kein Laut in 
der klaren Luft. .. Kein Laut war in der klaren Luft. 

Später erhob ſich dann ein Murmeln, leiſe. Und es wurde überlegt. 
Dann wurde gegangen, auf einer kriſtallenen Brücke, die ſich in einem hohen 
Bogen über das Thal mit dem blitzenden Fluß ſpannte. Viele Pilger gingen 
auf der kriſtallenen Brücke, Pilger mit grauen Bärten, Pilger, die vorſichtig ihre 
Füße ſetzten, um den Kriſtall nicht zu beſchädigen. Einer dieſer Pilger wagte 
lange nicht, ſeinen Fuß auf den Kriſtall zu ſetzen. Als der Letzte des Zuges 
ſchon weit hinaus war, faßte er ſich endlich Muth; dabei hatte er aber ein trauriges 
Gefühl über die Bienen, die ſummten. Und dann kam das Thal ſo ſchnell zu 
ihm in die Höhe und die Felswand wurde neben ihm hochgeriſſen, daß er die 
Augen ſchloß, denn er meinte, er läge im Traum; und da er einen linden 
Schmerz im Herzen fühlte, freute er ſich auf das fröhliche Erwachen auf einer 
Lagerſtatt von duftendem Heu, wo unten mit Geräthen geraſſelt wurde. 

Aber als er die Augen öffnete, war das Thal zu ihm heraufgekommen; 
nur die kriſtallene Brücke mit den übrigen Pilgersleuten ſchwebte hoch über ihm. 
Sie blitzte ſo ſtark, daß er es mit den Augen nicht aushalten konnte. Er ſelbſt 
ſtand mit ſeinen Sandalen in einer blumigen Au und neben ihm war ein Ordens⸗ 
bruder in weißem Kleide. Dieſer faßte ihn bei der Hand und ſagte in freund⸗ 
lichem Tone: „Komm mit, Brüderlein;“ und während er hinaufwies, zu der 
kriſtallenen Brücke mit den vielen Pilgersleuten, ſagte er: „Sie kommen an, ja, 
ſie kommen an.“ Er führte ihn in das Kloſter, wo auf dem Hof, von dem mit 
Säulen geſchmückten Kreuzgang umſchloſſen, viele Roſen blühten und Schmetter⸗ 
linge flogen. Und auch der Pilger dachte: „Sie kommen an, ja, ſie kommen an.“ 

Und als er dann an der Abendtafel ſaß, neben dem Abt, der einen großen 
Ring mit einem köſtlichen Stein trug, und an der Tafel die weiß gekleideten 
Brüder ſaßen, da erzählte er von ſeiner Pilgerfahrt, und wie es in Jeruſalem 
geweſen ſei. Und er war auch auf dem Libanon geweſen und hatte die Cedern 
Salomonis geſehen. Das waren hohe Bäume mit breiten Aeſten ganz oben, 
unter denen es ſchweigſam war. Paul Ernſt. 
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Hohe Politit, kritiſche Randbemerkungen zum internationalen Leben der Gegen⸗ 
wart. Berlin, Hermann Walther. 1898. 

Schon in der kurzen Zeit, die ſeit der petersburger „Friedenskundgebung“ 
verſtrichen iſt, ift die Preſſe aller Länder und aller Parteiſchattirungen darüber 
einig geworden, daß dieſe Kundgebung völlig werthlos ſei. Dieſe Anſicht wäre 
vielleicht zutreffend, wenn der Zar wirklich, wie man allgemein behauptet, ſchlecht⸗ 
hin eine „allgemeine Abrüſtung“ forderte oder grundſätzlich nur darauf abzielte, 
„dem ſtetigen Fortſchreiten der Rüſtungen“ ein Ziel zu ſetzen. Abrüſtung⸗ 
verträge oder ähnliche internationale Vereinbarungen wären allerdings bei der 
gegebenen Lage der Dinge eben ſo unſinnig wie erfolglos. Dieſe Wahrheit iſt 
keineswegs neu; ſie iſt auch ſchon früher erkannt und ſelbſt von Leuten, die 
durchaus nicht mit dem großen Strom der journaliſtiſchen Durchſchnittsweisheit 
einherſchwimmen, begründet worden. Aber ſteht denn der Zar auf dem Stand- 
punkte, den ihm die „Organe der öffentlichen Meinung“ faſt ausnahmelos im⸗ 
putiren? In ſeinem Manifeſt ſpricht er doch ganz klar aus, daß es weſentlich 
darauf ankomme, zwiſchen den Mächten einen „wahren Frieden“ zu etabliren, 
als deſſen eben ſo natürliche wie höchſt wünſchenswerthe Konſequenz ſich dann 
freilich eine „Abrüſtung“ in gewiſſem Maß ergeben kann und ergeben ſoll. Das 
Manifeſt ift alſo lediglich ein Appell an die Diplomatie, deren Beruf es iſt, 
den Frieden auf eine pofitive Grundlage zu ſtellen und dafür zu forgen, daß er 
nicht nur aus der Furcht des Einen vor der phyſiſchen Uebermacht des Anderen 
reſultirt. Man verlangt von Petersburg her nichts Anderes als eine Reform 
der bisherigen diplomatiſchen Technik, die nachgerade höchſt kümmerlich erſcheint 
und nicht mehr auf der Höhe der Zeit ſteht, denn ſonſt würde die von dem Zaren 
in geradezu klaſſiſcher Weiſe gezeichnete, unſäglich tragikomiſche Troſtloſigkeit des 
internationalen Lebens unmöglich ſein, die kein Denkender verkennen kann oder 
etwa darum wird beſtreiten wollen, weil die internationalen Verhältniſſe ſtets 
eben ſo troſtloſe, mitunter noch elendere waren als jetzt. Von einer Diplomatie 
im heutigen Sinne des Wortes kann überhaupt erſt ſeit dem ſechzehnten Jahr⸗ 
hundert geſprochen werden, ſeit der Zeit, da den Menſchen zum erſten Male das 
Bewußtſein kam, daß die Kulturmächte einander als gleichberechtigt anzuerkennen 
haben, und man von dieſer Anſchauung her dann allerdings nicht über den Ge⸗ 
danken hinausgelangte, daß es möglich fein müffe, eine beſtimmte „Staaten- 
geſellſchaftordnung“ zu ſchaffen, ohne der Souvertlinetät oder der Entwickelung ⸗ 
fähigkeit der einzelnen darin begriffenen Mächte auch nur im Entfernteſten zu 
nah zu treten. Eine Formel für die praktiſche Verwerthbarkeit dieſer „Völker⸗ 
rechtsidee“, die in Wahrheit die antike und mittelalterliche Welt von der modernen 
ſcheidet, konnten oder wollten die genialen diplomatiſchen Publiziſten oder publi« 
ziſtiſchen Diplomaten, unter denen der Niederländer Grotius beſonders glänzend 
hervortritt, nicht finden. Aber die Diplomaten hätten doch ſeitdem ein Viertel⸗ 
jahrtauſend Muſſe gehabt, das Fehlende nachzuholen: ftatt aber auf dem Funda⸗ 
ment weiterzubauen, das die Klaſſiker ihrer Zunft gelegt hatten, machten ſie ſich 
vielmehr daran, es allmählich wieder über den Haufen zu werfen. Die Schulung 
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der Diplomatie muß eine andere werden als bisher. Dieſe Schulung hat heute, 
wo abermals eine große Periode der Koloniſation- und Civiliſationpolitik anzu⸗ 
heben ſcheint, mit der Tradition der Schule aus der zweiten Hälfte des ablaufen⸗ 
den neunzehnten Jahrhunderts ziemlich gründlich zu brechen und dafür wieder 
an die niederländiſche Renaiſſance anzuknüpfen, in der auch der Konkurrenzkampf 
der europäiſchen Völker im Hinblick auf die überſeeiſche Politik den größten Staats⸗ 
männern die Solidarität der Kulturwelt zum Verſtändniß brachte und auf die man 
jetzt auch ſonſt in Kunſt und Wiſſenſchaft ſo vielfach zurückgreift. Mit viel mehr Fug, 
als vor ein paar Jahren Rembrandt dem deutſchen Volk als Erzieher empfohlen 
wurde, kann ſein Landsmann und Zeitgenoſſe Grotius den modernen Diplomaten 
als erzieheriſches Vorbild hingeſtellt werden; im Geiſt dieſes großen Meiſters 
fortzuarbeiten, darf ſich eine im beſten Sinne des Wortes moderne Diplomatie 
nicht abhalten laſſen: weder durch die publiziſtiſche Wiſſenſchaft, die, ſeit jener 
klaſſiſchen Epoche faſt durchweg ſtreng von der praktiſchen Diplomatie geſondert, 
aus Kritikloſigkeit oder unwürdiger Liebedienerei vor den Machthabern die diplo- 
matiſche Technik immer für ſo vollkommen erklärte, daß die Frage nach ihrer 
Verbeſſerung nicht geſtellt, geſchweige denn beantwortet zu werden brauche, noch 
durch das Treiben der Friedensapoſtel, die allerdings inſtinktiv die ganze Mifere 
des internationalen Lebens herausfühlten und eine Umgeſtaltung verlangten, dabei 
aber in der That ſich begnügten, ſo hohle, unbrauchbare Phraſen vom Stapel zu 
laſſen, daß ſie die gute Sache allgemein in Mißkredit brachten. Weil dieſe Art 
von Leuten ſchlechterdings nicht das Zeug in ſich hatte, das eigentliche, techniſche 
Weſen der Sache zu begreifen und ſie nach allen Seiten hin nüchtern auszu⸗ 
denken, darum ſoll nun erwieſen ſein, daß es auch jedem Sachverſtändigen un⸗ 
möglich ſein müſſe, in der fraglichen Hinſicht geſunde und brauchbare Gedanken 
zu Tage zu fördern. Das Manifeſt des Zaren verneint dieſe Frage: es wendet 
fi einfach an die Sachverſtändigen, um eine befriedigende Löfung des Problems 
herbeizuführen: nicht, weil die Friedensapoſtel Dem vorgearbeitet haben, ſondern, 
weil trotz allen friedensapoſtoliſchen Faſeleien eine Reform der diplomatiſchen 
Technik eben ſo ausführbar wie nachgerade unerläßlich erſcheint. Es iſt alſo klar, 
daß es ſich bei dieſem Problem nicht um Das handelt, was die Friedensapoſtel 
wollen, d. h. nicht um den ewigen Frieden, ein Poſtulat, das überhaupt nur 
durch eine geradezu tragiſche Verwirrung der Begriffe formulirt werden konnte; 
und auch nicht um eine Verallgemeinerung der Idee von internationalen Schieds⸗ 
gerichten, die, wie jeder Schiedsrichter, niemals an ein formales Recht gebunden 
ſind, ſondern, gleichſam als Geſetzgeber des einzelnen Falles, nach ihrem eigenſten 
ſubjektiven billigen Ermeſſen die Machtſphäre jedes einzelnen Staates beſtimmen 
bezw. derjenigen eines anderen gegenüber beliebig abgrenzen können, ſondern ledig⸗ 
lich um die mit Hilfe eines „Staatengrundvertrages“ zu bewirkende grundſätzliche 
Stabiliſirung des jeweiligen, feiner Natur nach zunächſt nur thatſächlichen „status 
quo“, der dadurch zu einer „Rechtsordnung“ umzugeſtalten iſt, daß man einen 
ordentlichen Staaten⸗ oder Völkergerichtshof — im Gegenſatz zu Schiedsgerichten 
— konſtituirt, zur Entſcheidung aller Meinungverſchiedenheiten zwiſchen zwei Kon⸗ 
trahenten mit Bezug auf das objektive Recht des einzelnen konkreten Falles; 
und weiter darum, dieſe Stabiliſirung von vorn herein nur für eine zeitlich ge⸗ 
nau begrenzte Friſt zu berechnen, nach deren Ablauf dann grundſätzlich wieder 
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die bisherige Anarchie Platz zu greifen hätte, d. h. jede Macht nach wie vor, 
ohne ſich dadurch eines formalen Rechtsbruches ſchuldig zu machen, ihre eigene 
Sphäre nach Gutdünken, eventuell auch auf dem Wege der Gewalt, alſo eines 
Krieges, beſtimmen bezw. durch Einbruch in eine fremde Machtſphäre erweitern 
könnte, wenn ſie es für erforderlich achtet, um ihre eigene Lebensfähigkeit zu er⸗ 
halten oder ihre geſchichtliche Sendung oder Das, was fie dafür anſieht, ent ⸗ 
ſprechend zu erfüllen. Ein auf dieſe Weiſe zu ſchaffendes „periodiſches Staaten 
ſyſtem“, innerhalb deſſen natürlich jede Verſchiebung der beſtehenden Verhältniſſe 
durch Uebereinkunft der Intereſſenten zuläſſig iſt und mit dem ſich übrigens 
auch jede Regirung, ſelbſt oder gerade wenn fie den status quo anficht, befreunden 
könnte, weil ſie ja dadurch handgreiflich darthun würde, ihn grundſätzlich als unab⸗ 
änderlich nicht anzuſehen, — iſt, rein juriſtiſch gedacht, freilich nur eine halbe 
Maßregel, beſonders, weil einem Staatengerichtshof niemals eine Exekutivinſtanz, 
im eigentlichen juriſtiſchen Sinne, beigelegt werden könnte, um ſeine Urtheile etwa 
zwangsweiſe einem renitenten, ſouverainen Staat gegenüber zur Durchführung zu 
bringen; aber die Maßregel iſt auch oder beſonders diplomatiſcher, hochpolitiſcher 
Natur und als ſolche durchaus eine „ganze“, vermuthlich außerordentlich erfolgreiche: 
es könnte, in dieſem Sinne, durch den Staatengrundvertrag vereinbart werden, 
daß jeder Vertragsbruch einer kontrahirenden Macht einen casus belli gegen die 
vertragtreuen Kontrahenten bezw. einen casus foederis für dieſe dem Rechts⸗ 
brecher gegenüber bedingen ſoll, wie Aehnliches ja ſchon öfter in Allianceverträgen 
beſtimmt wurde; es wäre ferner den Mächten damit endlich einmal, wenigſtens 
zeitweilig, alle Veranlaſſung zu jenem Verfolgungwahnſinn genommen, zu dem 
fie jetzt noch in ihren Beziehungen zu einander beſeſſen find, fo daß Einer dem 
Anderen ſchlechterdings nichts gönnt, weil er glaubt, daß dieſer Andere immer 
Alles haben will; und es würde daher die eigentliche Bedeutung eines periodi⸗ 
ſchen Staatenſyſtems auf dem Gebiete der Staaten und Völkerpſychologie liegen, 
mit der eine geläuterte hohe Politik vor allen Dingen zu rechnen hat. Ein 
eben ſo ſelbſtverſtändliches wie wichtiges pſychologiſches Geſetz aber, das nicht nur 
für die Individuen, ſondern auch für die Völker gilt, iſt, daß die Rüſtungen gegen 
Angriffe von außen her bei Jedem in dem ſelben Maß abnehmen, in dem die 
Wahrſcheinlichkeit ſolcher Angriffe abnimmt. Mit einem periodiſchen Staaten⸗ 
ſyſtem würde alſo wenigſtens theilweiſe eine allgemeine Abrüſtung ohne jede 
beſondere darauf gerichtete Abmachung angebahnt ſein; und jedenfalls hätten 
„Abrüſtungverträge“ nur dann eine praktiſche Bedeutung, wenn ſie ſich an die 
Gründung von Staatenſyſtemen anlehnen, da dann jeder Kontrahent in ſeinem 
eigenſten Intereſſe bereit fein wird, einen ſolchen Vertrag nicht nur dem Buch⸗ 
ſtaben, ſondern auch dem Geiſt nach zu erfüllen, und da ferner alle Kontrahenten, 
welche die ſegensreichen Wirkungen eines periodiſchen Staatenſyſtemes an ihrem 
eigenen Leibe erfahren hätten, es ſicherlich nur allzu gern nach Ablauf feiner Geltung⸗ 
dauer immer wieder, vermuthlich für immer längere Friſten, fortſetzen würden. 
N Das Ganze hat, wenn es auch begrifflich etwas Anderes bedeutet, doch 
äußerlich eine ſehr große Aehnlichkeit mit dem bürgerlichen Gottesfrieden des 
Mittelalters, durch den die Kulturwelt einſt ja auch, hauptſächlich in Folge 
pſpchologiſcher Wirkungen, aus dem Zuſtande des Fauſtrechtes in den einer 
feſten, ſtaatlichen Rechtsordnung übergeleitet wurde und der zunächſt doch auch 
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lediglich gleichſam den formalen Zuſchnitt des geſellſchaftlichen Lebens betraf. 
Eben ſo würde durch eine ſolche temporäre völkerrechtliche Organiſation den 
einzelnen Mächten nicht vorgeſchrieben werden, was ſie zu wollen bezw. als 
ihren geſchichtlichen Beruf anzuſehen oder bis wohin ſie ihre Intereſſenſphäre der 
der anderen Mächte gegenüber auszudehnen haben, ſondern nur, in welcher Form 
ſich die hohe Politik jedes Einzelnen bewegen ſoll, deren Inhalt zu beſtimmen, 
lediglich die Sache jedes ſouverainen politiſchen Organismus von ſich ſelbſt aus 
iſt und bleiben muß. Das periodiſche Staatenſyſtem iſt die Formel, bis zu 
der die Entdecker der Völkerrechtsidee nicht vorzudringen vermochten; und eine 
Diplomatie, die nicht verſteht, mit dieſer Formel zu operiren, ſie praktiſch im 
Einzelnen anzuwenden, ſteht nicht auf der Höhe der Zeit. Deshalb werden die 
von Petersburg her angeregten Konferenzen ergebnißlos verlaufen, wenn ſich 
auf ihnen nur eine Anzahl von Dutzenddiplomaten, von Vertretern der her⸗ 
gebrachten, ſchablonenhaften, handwerksmäßigen Routine zuſammenfindet. Zum 
Glück giebt es aber unter den Diplomaten manche, in denen wenigſtens eine 
Ahnung von der gewaltigen Rückſtändigkeit der bisherigen hohen Politik auf⸗ 
zudämmern beginnt, und noch andere, die zum vollen Verſtändniß der hier ent⸗ 
wickelten Anſchauungen gelangt und eben ſo von der Nothwendigkeit wie Möglich⸗ 
keit überzeugt ſind, ſie praktiſch durchzuführen. Beſchickt man die Konferenz mit 
Staatsmännern dieſes Schlages, dann kann ſie ſehr leicht einen bedeutſamen 
Wendepunkt der Weltgeſchichte bezeichnen, deſſen Eintritt von jedem Einſichtigen 
lange erwartet werden mußte; denn in Erſtaunen ſetzen könnte eine ſolche 
Wendung höchſteus jene politiſchen Kannegießer, die nicht begreifen, daß der 
grundſätzliche „Internationalismus“, richtig aufgefaßt, nicht nur geradezu gleich⸗ 
bedeutend mit einem geſunden „Nationalitätprinzip“ iſt, ſondern auch in Wahrheit 
den direkteſten Gegenſatz zu dem verſchwommenen Kosmopolitismus der Völker⸗ 
verbrüderung⸗Enthuſiaſten darſtellt; oder die famoſen Konjekturalpolitiker, die 
vom Parterre nach der Diplomatenloge ſchielen und horchen, um die dabei für 
ſie abfallenden, natürlich des geiſtigen Bandes entbehrenden Brocken als die 
Quinteſſenz aller Staatskunſt weiterzugeben, nicht aber Jemanden, der ſich 
durchaus auf den Standpunkt der praktiſchen Diplomatie ſtellt und die Auf 
gaben dieſer Kunſt für die moderne Zeit richtig erkennt. Als Beleg dafür darf 
ſich gerade der Verfaſſer wohl ohne Ueberhebung auf ſeine kleine Schrift über 
die „hohe Politik“ berufen, die fertig vorlag, ehe das Manifeſt des Zaren er- 
ſchien, es aber, vor der Drucklegung, noch zu berückſichtigen vermochte. Es 
war eben längſt mit voller Sicherheit zu erwarten, daß die im Vorſtehenden 
dargelegten Erwägungen über kurz oder lang einen Ausdruck auch von amt⸗ 
licher, autoritativer Stelle her finden würden; einigermaßen überraſchen konnte 
nur, daß es gerade der Zar iſt, der dieſe Aufgabe der Kulturwelt ſtellt. Aber 
im Grunde iſt darin nur eine neue Beſtätigung für die alte Erfahrung zu 
finden, daß die ruſſiſche Diplomatie jeder anderen nicht nur an Verſchlagenheit 
im macchiavelliſtiſchen Sinne, ſondern auch an wirkliche Weite und Tiefe des 
Ausblickes für die Forderungen der Zeit ſtellenweiſe erheblich überlegen iſt. 
Dem Rüftungfieber kann, fol und wird durch die „Friedenskonferenzen“ zunächſt 
kein Einhalt gethan, wohl aber der Völkerrechtsidee etwas beſſer als bisher 
zum Ausdruck verholfen worden. Die Mächte, deren Diplomatie Das nicht 
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einſehen und danach handeln wollte, würden ſehr bald, trotz allen Aufwendungen 
für militäriſche und maritime Zwecke, ins Hintertreffen gerathen. Gerade im 
nationalen Intereſſe wird jede Macht ihr Möglichſtes zu einem praktiſchen Er⸗ 
gebniß der Konferenzen beizuſteuern haben; und durch ein ſolches Ergebniß 
wird, wie geſagt, allmählich, gleichſam unwillkürlich, doch dem Militarismus zu 
Leibe gerückt werden und damit jede Macht die auf andere Weiſe gar nicht 
denkbare Möglichkeit erhalten, die Mittel flüſſig zu machen, die erforderlich ſind, 
um die großen Fragen der Zeit, namentlich die ſoziale, befriedigend, ohne den 
Umſturz aller bisherigen Kultur, zu beantworten und ſo den allerſchwerſten 
dem Beſtande der modernen Staaten drohenden Gefahren vorzubeugen. 
B. O. T. Schafter. 
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Der Heilige. Ein Drama in drei Akten. E. Ebering, Dramaturgiſches Inſtitut. 


Unter allen künſtleriſchen Problemen erſchien mir ſtets das Geſchick der 
Unzeitgemäßen das tiefſte. Darunter verſtehe ich Alle, die nicht in jener Zeit 
leben, die ihrem Weſen entſpricht und in der ſie Großes zu leiſten berufen wären: 
alle Vorgeborenen und Nachgeborenen. Der „Zufall der Geburt“ zerſtört hier 
viele edle Kräfte. Wie ſolche Menſchen, die ihrer Zeit im Innerſten fremd ſind, 
doch ihr ſich anzupaſſen ſuchen, will ich an einem Beiſpiel darſtellen. Ich will 
zeigen, wie ein Mann, den glühende Aufopferungluſt treibt, in unſerer Zeit ſich 
feine Miſſion ſucht und findet. Frühere Jahrhunderte — die überaus Zufriedenen 
unſerer Zeit nennen ſie die dunklen — hätten ihn wohl zum religiöſen Märtyrer 
gebildet. Er hat den religiöſen Fanatismus Derer, die ſich ein leuchtendes Ziel 
geſtellt haben; er ſelbſt bringt jedes Opfer und verlangt von dem Jünger das 
Selbe. Der Jünger iſt eine Frau. Sie bringt ihm durch die Auslieferung 
eines entſcheidenden Dokumentes, das ſie durch arge Liſt von ihrem Gatten er⸗ 
langt hat, den Sieg: die glückliche Vollendung eines von ihm mit Kraft und 
Klugheit unternommenen Strikes. An einen duldenden Heiligen dachte ich, wie 
man ſieht, nicht; wohl aber an einen jener Kämpfenden, die den Zorn und die 
Kraft hatten, denen kaum ein Mittel zu ſchlimmer Art war und die nun mit ihrem 
gewaltthätigen, aufſaugenden Weſen in einem ſo ſehr geänderten Leben ſtehen. 
Darin — im Widerſpiel zwiſchen Menſch und Zeit — lag das Problem; und 
ob die verſuchte Löſung die richtige war, haben die Leſer nun zu entſcheiden. 
Einſtweilen nur die Leſer; denn dem wahrlich nicht für den Buchhandel ge⸗ 
schriebenen Drama hat bis jetzt keiner der Theatergewaltigen eine ſchützende Zu⸗ 
fluchtſtätte geboten. Ich verarge Das den Herren, die in unbeamteten Jahren 
ſo furchtbar „literariſch“ waren, wirklich nicht. Ich weiß wohl, daß ihnen das 
„Weiße Rößl“ und das „Liebe Ich“ keine Zeit laſſen, ſich mit jungen Leuten zu 
beſchäftigen, die anmaßend genug ſind, ihnen mit Problemen und Verſuchen zu 
kommen, ſtatt, wie Klügere, in Börſenwitzen oder in den Fliegenden Blättern 
nach den Keimen zu ſuchen, die auch in der unvergleichlichen realiſtiſchen Aera 
im Geiſtesleben des deutſchen Volkes ſo köſtlich gedeihen. 

Wien. Ludwig Bauer 
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Eine Warnung. 


DR es nun zu einem Kriege zwiſchen Frankreich und England gekommen 
wäre? Der Faſchoda⸗Zwiſchenfall zeigt, wie leicht es ſich bisher unfere 
Bank- und Börfen- Optimiften machten, als fie gleichſam die goldene Zeit des 
ewigen Friedens angebrochen ſahen. Erſt in den letzten Wochen kamen Beſorg⸗ 
niſſe bei uns auf; man ſagte ſich, einzelne Führer der franzöſiſchen Armee könnten 
ein ſtarkes Intereſſe an einem die Erregung ablenkenden Kriege haben. Daß die Furcht 
fo plötzlich entſtand, ſollte zum Nachdenken ſtimmen. Selbſt arge Peſſimiſten glaub⸗ 
ten nicht an einen Kampf zwiſchen England und Frankreich; dazu iſt es ja nun auch 
nicht gekommen. Aber die Thatſache bleibt beſtehen, daß in Falmouth unterſeeiſche 
Minen gelegt, in Portsmouth elektriſche Scheinwerfer aufgeſtellt wurden und das 
britiſche Marineamt mit den Schiffsgeſellſchaften Transportvereinbarungen ge⸗ 
troffen hatte; auch waren die in London lebenden Franzoſen ſchon von ihrem 
Konſul aufgefordert worden, ſich zum Militärdienſt bereit zu halten. Lange ſah 
man in England nicht ſolche Kriegsvorbereitungen; und man darf nicht daran 
zweifeln, daß die Sache ſehr ernſt war, um ſo ernſter, als ein Krieg zwiſchen 
Deutſchland und Frankreich vielleicht noch zu lokaliſiren wäre, während ein Krieg 
zwiſchen England und Frankreich ziemlich ſicher zu einem Weltkriege führen müßte. 

Was fingen aber in einem ſolchen Falle unſere Großbanken an? Die 
lebhafteſte und meiſtſeitige von ihnen wird bekanntlich ſchon lange eine Friedens⸗ 
bank genannt, weil fie, wie das Spottwort ſagt, einen Krieg abſolut nicht ver- 
tragen könne. Heutzutage würden aber bald auch die übrigen Inſtitute in ſchlimme 
Verlegenheiten gerathen. Man braucht nicht zu fürchten, daß etwa ein run die 
Depoſiten⸗Abtheilungen ſtocken ließe — in dieſer Beziehung ſcheint wenigſtens an 
den erſten Stellen Alles ſehr ſorgſam vorgeſehen zu ſein —: was aber würde aus 
den ungezählten Millionen, die als Accepte in der Handelswelt eirkuliren und um 
deren Deckung es im Augenblick einer kriegeriſchen Ueberrumpelung zweifelhaft 
genug ſtehen könnte? Die Banken haben ihre Tratten einzulöſen, einerlei, welchen 
Regreß ſie nachher an deren Ausſteller nehmen werden. Das iſt eine alte Sorge, 
die ſchon ſeit Jahren von kritiſchen Köpfen erörtert wird, bei der bisher aber 
ſtets nur unſer außerordentlich überſpannter Waarenkredit in Frage kommen 
konnte. Jetzt iſt der noch überſpanntere Induſtriekredit hinzugetreten; und, wie 
hier ſchon betont wurde, die mit induſtriellen Obligationen vollgeſtopften Porte⸗ 
feuilles der Banken ſuchen auf jede erdenkliche Weiſe Entlaſtung. In einer ge⸗ 
fährlichen Stunde würde alſo die finanzielle Lage durch in ſolchem Umfang früher 
kaum gekannte Engagements in techniſchen Geſchäften aller Art verſchärft werden. 
Ich wiederhole nur das Wort eines klugen Bankmannes, wenn ich ſage, daß im 
Kriegsfalle außer Rothſchild kein Menſch bezahlen könnte. Das iſt in der Form 
vielleicht übertrieben, aber im Grunde wahreſcheinlich ganz zutreffend. 

Dabei darf man nicht einmal annehmen, daß ein zwiſchen England und Frank⸗ 
reich iſolirter Krieg die Klemme bei uns weniger peinlich gemacht hätte. Im Gegentheil: 
fo lange das britiſche Reich ſelbſt außer Spiel bleibt, haben wir noch immer den größten 
Geldgeber zur Verfügung. Was in London aber ſchon die Möglichkeit einer internatio⸗ 
nalen Verwickelung bedeutet, haben wir jetzt geſehen. Wir haben eine engliſche Diskont⸗ 
erhöhung erlebt, weil die Direktoren aus Downing⸗Street ungünſtige Faſchoda⸗Nach⸗ 
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richten empfangen hatten, und wir ſahen auf dieſe Nachrichten hin die Bank von allen 
Seiten Gold heranziehen. Wäre nicht am Donnerstag die Meldung von einem 
faſt ſicheren Nachgeben der Franzosen gekommen, dann hätte der Diskont weiter 
erhöht werden müſſen, — nicht etwa, um Goldveiſchiffungen z. B. nach New⸗York 
zu verhindern, ſondern, um noch mehr Gold hereinfließen zu laſſen. Trockene 
Zahlenmenſchen haben in jenen Tagen noch immer vom new⸗vorker Wechſelkurs 
geſprochen, während es doch ganz klar war, daß in Tagen, wo die Kriegsſchiffe 
ihre Kohlenbeſtände auffüllen, auch die Bank ihre Goldvorräthe ſtärker als ſonſt 
vermehren muß. Zum Bezahlen im Kriege, in fremden Ländern, gehört eben 
Gold und es iſt erſt ein paar Jahre her, ſeit man die Häufung des ruſſiſchen 
Goldſchatzes allgemein auf Kriegsabſichten deutete. Bei der Fülle unſerer heutigen 
Engagements wäre ein plötzliches Verſiegen der engliſchen Geldquelle den deutſchen 
Banken übel bekommen. Die erſten Spuren des Unbehagens waren ja ſchon ſicht⸗ 
bar; und charakteriſtiſch iſt die Erklärung eines Direktors der Bank von England: 
in Wirklichkeit beſtehe eine große Abundanz, die aber durch die allgemeine Zurück⸗ 
haltung in Folge der Kriegsgefahr in Knappheit verwandelt worden ſei. 

5 Wenn die Verſtimmung zwiſchen den Weſtmächten nur noch vierzehn Tage 
länger gedauert hätte, wäre ſie auch dem kleinſten deutſchen Fabrikanten fühlbar 
geworden. Die Banken von England und Frankreich hätten nur noch eine Gold⸗ 
politik gekannt, d. h. jeden Diskontoſatz angenommen, der nicht etwa das Ent- 
nehmen von Sovereigns oder Napoléons hinderte, ſondern auch noch ſo viel neues 
gelbes Metall wie irgend möglich verſchaffte. Auch unſere Reichsbank mußte dann 
ihre Rate ſchnell erhöhen, damit die Zwanzigmarkſtücke nicht weggingen. So 
wären Handel und Gewerbe zwiſchen zwei Feuer gerathen: in London und Paris 
hätten die berliner Banken, ſtatt weiter zu empfangen, in Folge von Kündigungen 
noch zurückzahlen müſſen und auf dem heimiſchen Markt hätte der Zinsſatz die 
Waaren- und Betriebsgewinne mehr oder weniger verkürzt. Wer bürgt dafür, 
daß ähnliche Zwiſchenfälle nicht unverſehens wieder eintreten? Deshalb muß end⸗ 
lich die Frage geſtellt werden: Haben ſich unſere Großbanken bei ihren raſtloſen 
Geſchäftsausdehnungen auch eine Rückzugslinie offen gehalten? 

Jeder Deutſche, der fein Vaterland liebt, wird deſſen techniſche und ge⸗ 
ſchäftliche Entwickelung mit Stolz anſehen und dabei auch der Verdienſte unſerer 
Banken gedenken müſſen. Man mag das Kapital noch ſo egoiſtiſch nennen: es 
iſt ſeit vielen Jahren in gewiſſem Sinne patriotiſch geworden. Den ganzen Schatz 
ihrer Erfahrung haben unſere Finanzleute der Induſtrie zugewandt, ſie haben 
mit ihr jede Sorge getheilt und jede Vorſorge faſt allein erſonnen, bis dann endlich 
die Hüttenmänner und Großfabrikanten vom Bankweſen genug gelernt hatten, 
um ſich mündig zu machen. Seitdem fehlt der Thatkraft, die unſere Arbeit- 
märkte nährt, die Hemmunginſtanz. Die Hochfinanz ſteht nicht mehr über dem 
Ausdehnungdrang der Induſtrie, fondern ift nur noch deren Handlanger, — oft frei⸗ 
lich ein Bischen in dem Sinn, wie Bismarck der Handlanger ſeines Kaiſers war. 
Immerhin find unſere Bankiers meiſt nicht mehr, wie einſt, die über induftrielle 
Geſchäfte entſcheidenden Faktoren, ſondern nur noch die Geldgeber und Geldmacher. 
Sie werden da als Spezialiſten in ihrer Branche eben ſo ausgenützt wie Che⸗ 
miker, Mathematiker, Elektriker u. ſ. w. Wenn die Zeiten wieder ſchlechter werden 
und das Schwinden des Geldes wieder deſſen Unentbehrlichkeit zeigt: erſt dann 
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werden die größten Induſtriellen vielleicht wieder geneigt fein, ihre Bankdirektoren 
nicht mehr als Fachſimpler anzuſehen, ſondern ſie als Berather zu ſchätzen. 

Die Situation hat für die Induſtriellen ſicherlich ja auch ihre Vortheile. Sie 
tragen die moraliſche Verantwortlichkeit für ihre Papiere nicht, ſondern. überlaſſen 
ſie großmüthig den Firmen, die den Proſpekt unterzeichnet haben. Zeigt ſich 
dann ſpäter, daß ein Induſtrieunternehmen ſich gewaltig überhoben und ſein 
Kapital unter ſehr kurzer Vorausſicht auf vorübergehende große Aufträge ver- 
mehrt und beſchwert hatte, ſo ſinken natürlich die Kurſe und die Dividenden. 
Dann kommt die wahrhaftige Preſſe, die ſich von ihrem Gewiſſen gedrängt fühlt, 
dem „Volk“ ſtets einige Namen hinzuwerfen, und erklärt: Dieſe Aktien haben 
die Firmen X und N zu dem und dem Kurs herausgebracht. Als aber die Aktien 
ſo geſtiegen waren, daß die Zeichner mindeſtens 100 Prozent Nutzen einſäckeln 
konnten, wurde den Emiſſionhäuſern nie ein Extralob geſpendet. Aber ſobald es 
zu verdammen gilt, müſſen ſie daran glauben und die eigentliche Urſache, der 
raſtloſe Nachdruck der Induſtriellen, wird in keinem Blatt erwähnt. Man ſollte 
lieber die Warnerſtimmen beachten, die trotz der ſtarken Beſchäftigung unſerer 
Induſtrie und den daraus entſtehenden Lohnbeſſerungen doch von einer Ueber- 
ſpannung des Bogens abrathen. Wer den Aufſchwung und Niedergang einzelner 
Geſchäftsperioden ſchon erlebt hat, weiß auch, daß in der Gründerzeit zwar ein 
gewiſſes Wohlleben der Arbeiter, viel mehr aber nach dem Krach ihr Elend ſicht⸗ 
bar wurde. Und heute ſind die Arbeiter in ungeheuren Mengen in großen Städten 
thätig, wo die Entlaſſung Tauſender die erregten Sinne der Darbenden leicht auf 
die Häuſer und Kaſſen der vom Schickſal Begünſtigten hinlenken könnte. Sobald 
aber in der Induſtrie das eigentlich ganz zweckloſe Drängen aufhörte, würde 
alles Das gemächlich ausgeführt werden, was jetzt in Ueberſtürzung und rui⸗ 
nöſem Wettkampf geleiſtet wird. Dabei werden die „Hände“ von Tag zu Tag 
knapper. Ein ſchleſiſcher Gutsbeſitzer, der durchaus fein „Agrarier“ iſt, ſchilderte 
mir neulich, wie die Induſtrie ihm ſeine Tagelöhner wegnehme, ſo daß ohne das 
Wetterglück die Ernte auf dem Felde verfault wäre. Und zum Mähen braucht 
man doch Menſchen; da helfen keine Maſchinen. Die Induſtrie bezahlt eben 
Löhne, die man auf Gütern auch beim beſten Willen nicht aufbringen kann. Was 
drängt aber unſere Induſtrie? Nicht Rüſtungen, ſondern faſt nur die unerſätt⸗ 
liche Geſchäftsluſt. Das techniſche Proletariat aus den „beſſeren“ Ständen, das 
wir jetzt haben, ſollte man auch nicht ohne Beſorgniß wachſen ſehen. 

Die deutſche Elektrotechnik z. B. braucht zur Verzinſung ihrer Aktien⸗ 
und Obligationen⸗Beſtände für 300 Millionen Jahres⸗Aufträge. Glaubt man 
wirklich, daß dieſe Verzinſung noch länger als zwei Jahre möglich iſt, obwohl die 
Straßenbahnen, in den ſoliden Ländern wenigſtens, ſo ziemlich umgewandelt ſind 
und auch Beleuchtung und Kraftübertragungen bald annähernd durchgeführt ſein 
werden? Was dann? Maſchinen, die ſtillſtehen, roſten und ein großer Stamm 
von Arbeitern, der entlaſſen werden muß, iſt ſpäter oft nicht wieder zuſammen⸗ 
zubringen. Wenn aber all Das, was jetzt haſtig gemacht wird, in Ruhe und 
Stetigkeit gemacht würde, dann hätte man auf viele Jahre hinaus nichts zu 
fürchten. So ſteht es auf den meiſten Induſtriegebieten, ſeit die Hochfinanz nicht 
mehr entſcheidet und beſchließt, ſondern gehorſam folgt... Die Faſchoda⸗Frage mag 
die Induſtriellen lehren, wohin die übertriebene Anſpannung der Kräfte in einem 
Kriegsfalle führen müßte und auch im Frieden ſtets führen kann. Pluto. 
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